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A. Einleitung.

Staatsrerhtlihe Bewertung der Nriegszielerflärung des Reidstags.

Seit den Friedendangebot des Deutihen Kaijers vom 12. Dezember
1916, den jid} die verbündeten Herricyer angeichlojfen hatten, und ber
ichhnöden Burüdweijung der zur Berlöhnung der Rölfer gereichten Hand
bildete jowohl in den Barlamenten wie in der Krejie der jid) befchdenden
Völker die Zrage nach den Ariegszielen den Gegenjtand fchhafter Grörte-
rungen. Der Vierverbaud konnte und wollte rtidr veritchen, daß das Mort
der Ihronrede vom 4. Yugujt 1914: „Uns treibt nicht Erobernngsiucht“ als
ein faijerliches Wort unabänvderlich ijt. Die zgeinbe jehen unjere Erfolge
und können an eine Verjftändigung nicht glauben, weil fie telbjt von der
Croberungsjucht getrieben jind. Umiere Erklärungen wurden hürgettellt als
ein „Machwerk der preugiichen Militärkajte‘, „des katterlihen Abiolutige
nu3’‘ uf. So hielt e$ der Neihstag am 19. Kult 1917 für geboten, die
Uebereinjtimmung des Willens der Volksvertretintg mit dem Negierungss
willen ta einer Nricgszielerflärung unyverdeutig au NAusdrud zu brutgen.
Bon Micdergabe des nhalts dieier Erflarung und ihrer Beurteihintg mad)
dem Gejichtspuntre dev Zwedmäßigleit kann hier cbenio abgetchen werden
vie von einer Erörterung der int Zianunenbange damit erhobenen ‚yorz
derung einer Parlamentariiisrung der Neic'sregierung. Wir erfatten im
Rahmen der vorliegenden Arbeit nur die Srage, ob in der Nricgszielertlärung
geroijjermaßen ein Präjudiz für die Vereiligung des Neicdhstags am fünf-
tigen Kriedensichluite enthalten it.

Zunäcit it zu prüfen, ob derartige Nundgebungen zur Yuftändigfeit
des Heichstags überhaupt gehören. Bei der in den meiiten Lehrbüchern
de3 Staarstechts vorgenommenen Wierteilung jeiner Bejugnifie: Mitwirs
fung bei der Gejepgebung einjchl. reitiegung dis Grats, Genehmigung in
den vun ejeg angeordneten Fällen, Necht der Nenntnisnahme von den
Regierungsaften md endlid, Hecht der Ueberweiiung (Retitionen, Ynter-
peflationen und Mdrejje) — dürfte eine Unterbringung diefed in Antpruc
genommenen Nundgebungsrecdtes auf den erjten Vilid schwer fallen. Allein
abgeiehen davon, daß eine Aufzählung der Necdte des Weichstags ein
Ihiefes Bild jeiner jtaatsrechtlichen md politiihen Z:ellung gibt, feine
Zuftändigfeit jich vielmehr fachlich mit der Zujtändigleit be3 eich über-
haupt dedt,!) jo fann man jdjon folgern, wie nacdjftehend: Wie der Reichs-
tag Synterpellationen an die Neichsregierung richten Tann, jo mu&amp; man
ihm aud die Fähigkeit zugejtchen, der Negierung gegenüber einen lan
teftzuftellen, nad) dem er jeine in der Zukunft zu fajienden Beichlüfje ge-
ftalten will. Solche Heußerungen üben, da jie Die Regierung nicht binden,
feine rechtfidhen Wirkungen aus und fallen daher juriftijdy nicht unter

1. gl. Labandb Br.IT S. 299
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ben Begriff von Rechten; die Yorntierimg eines „Namdgebungsredhte” er-
übrigte fich fomit in der Weichöverfaffung. Bon der redhtlichen Wirkungg-
lojigkeit folcher Nundgebung darf man aber nicht auf die tarfädylicye Wir-
tungslofigfeit fchließen. Was Heute nur die Bedeutung einer Tatfacje hat,
fan in Zukunft rechtliche Bedeutung gewinnen Wenn man der bervegten
Erflärung aud) Leinen mmittelbaren Einfluß auf den Bang ber Begie-
rungstätigleit beimißt, jo darf man die Kundgebung doch nicht ala blofie
Sormjache behandeln. Dazu ift der Yieichstag ein zu gervichtiges Organ, als
daß feine Belcylüffe, vweldyer Yrt jie auch fein mögen, unr lverer Schall
fein follten; der Aundgebung mund ein tieferer Sim innewohnen. u der
Seftlegung der Striegsziele Liegt zugleich die Berlautbarung dev Wed
gungen, unter denen der Reichstag zum Zriedensjchluffe bereit fein wird
Die Erllärung wäre aber wejenlog, wem dem Neichstage wicht ein Mech
ber Mitwirkung am Friedensjchlujfe zufäme. Ohne die Inanspruchnahme
biejes Rechts können wir uns jedenfalls den ftaatstechtlichen Alt von
19. Zuli 1917 nidjt erflären. Dadurch, day die Hteichgregierumg gegen bie
Tafjung des Beidjluffes nicht nur Feinen Widerjpruch erhoben, fid) ihr
vielmehr angejchloflen hatte, gab jie zu erfcennen, daß aud) ihrer Anficht
nad) dem Neidystage ein Recht der Mitwirkung am ‘riedensjchluffe zu-
tommt. Wir werden fehen, ob nad) Lage der einschlägigen Sefegcäbeftim-
mung be3 Art. 11 RB. diefes Recht tatfädjlid) befteht, von weldyen Boraus-
fegungen e3 abhängig ft und meldye Wirkungen e3 ausübt; oder ob dad
Reid; in feinem UOrgan „SKaifer” Selbitändig und ausfchlichlich zum
Sriedensfchlufle berufen ift.

B. Hauptteil.
Auslegung des Art. 11 NE.

I. Ausfhließlihe Zuftänpigfeit des Reis zum
Triedensfchluffe.

Art. 11 RB. hat folgenden Wortlaur:
„Da3 Rräjidium des Bundes fteht dem Nönige von

Breußen zu, weldher den Namen Deuticher HNaijer führ.
Der Kaifer bat da3 Hei völlerrehtlih zu vertreten,
im Namen de3 Reih3 Nrieg zu erklären und ;yrieden zu
fchliegen, Bündniffe und andere Verträge mit fremden
Staaten einzugehen, Gefandte zu beglaubigen und gu
empfangen. Zur Erllärung des Krieges im Namen Des
Reichs tft Die Zuftimmung des Bundesrats erforderlich,
e3 jei denn, dap ein Ungriftf auf dad Bundesgebiet oder
dbefien Küfte erfolgt.

Snjomweit die Berträge mit fremden Staaten ji auf
folde Gegenjtände beziehen, weldhe nad rt. 4 in den
Bereih der NeihSgejepgebung gehören, ift zu ihrem
Abfhluß die Yuftinnmung Des Bundesrats und zu ihrer
GültigkeitdieSenehmigungdesNeihhstagserrforderlid.”
Der Kaijer hat alfo n Namen des Neichs Nrieg zu erllären und

Ssrieben zu jchließen. Auf diejem Vebiete ijt Die Reidhygtompetenz cine aus-
fchließliche. Die Bundesitaaten vermögen hier ihren Einfluß nur buch



ihre Stinemen im Bundescate geltend zu machen, wobei vorläufig dahin-
neltellt fein mag, ob diefer Einfluß nur ein tatfächlicher ift oder auf vedt-
liyer Grundlage beruht. Die YZrweijung des jus belli ac pacis in die
ausjdyließliche Kompetenz des Weichs folgt fehon aus den einleitenden
Worten der Neichsverfaffung, wonad) die verbündeten Fürften und freien
Stäbte einen ewigen Bund zun Schupe des Bundesgebiet3 gejchlojjen
haben. Dirfer Schuß fann nur von der Gefamtheit, alfo von der neuge-
\dyarfenen juriftifchen PBerfon, dem Deutfchen Neiche, wahrgenommen werden.
„Den Einzelftaaten fehlt das Redyt der Selpfthilje im Streite mit anderen
Staaten: jie entbehren Des völferrechtlichen Altionenrechts,?) damit aber
gerade dee Abfchlujjes und der Bollendung der völferredhtlichen Perjönlich-
keit.) Das Neich Schirme wie fic) feloft, fo auch die Gflieditaaten. Wie
daher eine Striegserllärung der Einzelftaaten an die übrigen Bundesglieder
unmöglidy geworden ift, Streitigkeiten unter ihnen vielmehr dur den
Bundesrat nach Art. TEN. zu fchlihten find, fo verbieret ihnen cine tolche
an dad Ausland die Struktur des nad) aufen als geichlojfene Großmacht
auftretenden Deutschen Neichs. Mithin feheiden bei einem Fünftigen Frie-
denzfchluffe ziwijcdyen dem Deutfchen Reiche umd einen: feindlichen Staate
die Bundesftaaten als Mitlontrahenten völlig aus.*)

Abgefehen von der erörterten Notwendigkeit, daS Brndesgebiet von
Keich3 wegen zu Ichüpen, ergibt fi) der Musjchluß der Einzelftaaten von
dem Mechte zum Friedensjchlujfe aus der beim Militärivefen den Weiche
zuftchenden Art von Verfügungsgewalt, denn — jo fagt E. Meier S. 275 —
c5 verftcht fi von felbft, day von Bünbniffen der Einzeljtaaten da nicht
bie Rede jein kann, wo der Oberbefehl über die bewaffnete Madjt im Krieg
und im trieben ausjdyließlidh dem Kaifer zufteht. S. Art. 414 und 63 NL.

Il. Doppelte Natur des TFriedensichlujjes.

Nach dem allgemeinen) Spradygebraudye bedeutet Friedensvertrag
den „jeierlichften Vertrag, wodurd, zwei oder mehrere Staaten den Strieg
unter fich für beendigt erflären und ferneren Gervalttätigfeiten ein Ziel
\egen““. Tiefer Bertrag ijt nad) feinen Snhalte zu trennen in den Vertrag
zur Deendigung der Feindjeligleiten — bier ift der Friedensfhluß das
„Ziel und die legte Redhtshandlung des Krieges”T) — und in den Vertrag,
dDurh den die bisher feindlichen Wöller ihre Tünjtigen Redyisbeziehungen
nad) Wiedereintritt des Friedens regeln. Wir behaupten, Daß der (Hejep-
geber vornehmlid) an erjteren Beftandteil des YFriedensvertrags aedadt hat;
er nennt bas Recht zur Kriegserllärung und zum Friedensjchluffe in einem
Aten. Beide Rechte gehören als untrennbare Teile, al3 jus belli ac pacis,
zu den einen Oejamtredjte, nämlid) dem zur Nriegführung. Das ift
wohl aud) die Anjidyt von Klüber,3) wenn er für die Siriegöverträge der

2,©. Haenel ©. 551.
®) ©. Anihüp ©. 172.

 4) gl. audy v. Mohl S. 313: Ei gibt Leinen cinfeitigen Rüdtritt cines Yunbdes-
gliede3 vor dein MNeichdfriebensichluffe und keine einfeitige Fortiüihrung be Krieges
burdy ein Bunbesglied.

&gt;) Tie Verträge, durd) die mehrere Staaten ein Bündnis zur Aufcehterhaltung
be3 beftchenben Tsriebens fließen, fallen unter den Begriff ber Bündnifje; über
ie ift vorliegend nicht zu hanbeln.

69, 5. Heffter ©. 380.
7), ©. Haenel ©. 546.
8, 5. 160.
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Kriegsbefchlhaber (arrangements militaires) das Erforbernis der Ge
nehmigung durd, die Bollövertretung ausfchlieht. u militärifejer Ber
iehung kaum dem Kaijer Leine tatfächliche und rechtliche Schranke in der

eife gezogen werden, dad er zur Einjtellung der Feindfeligfeiten erft nor
be3 Einverftändsifjes der Iegislativen Nörperfchaften bedilrfte. Abgrfehen
davon, daß dieje Unterftellung das Necht de3 Kaifers gem. Art. 63 RB.
beeinträchtigen würde, ergibt fich ihre Unmöglichkeit aus der Erwägung,
daß die Notwendigkeit zum Friedensichlufie aus milttärifchen Wrilnden
plöglidy eintreten Tann und bei chvaigen langwierigen Exrörterungen mit
Bundesrat und Reichstag unabjchbarer Schaden für dad Neid) entfliehen
fönnte. Wenn alfo infoweit der Kaijer frei and unabhängig fen muß, jo
daß nidyt einmal für eine minifterichle Gegenzeihnung Raum gegeben if”)
fo müfjen andererjeit3 Yvcifel bei völlerrcechtlichen Vereinbarungen Aber die
Gejtaltung der gegenfritigen Necdhtsbeziehungen auftauchen.

Eine große Anzahl bedeutender Nedhtsgelehrter verneinen fchlechthin
ein Necdyt der Beteiligung von Bunbdesrar und Neichstag am FFrichrus
ichlufie. Someit fie zu diejem Ergebnis aus politifchen ud tatjächlichen
Erwägungen kommen, bejagen jie zum Zeil inhaltlich dasfelbe,1V) was wir
für den Friedensichluß in feiner Bedeutung „Einftellung der Feindjelin:
teiten” aufgeitellt haben. Der Fehler liegt zweifellos in der wicht vichtig
erlannten Doppelnatur des Friedenspertrages. Es ijt nicht einzujehen, aus
welchen Gründen für das Neid) irgendweld)e Gefahr im Verzuge läge, wenn
nad) der tatjächlichen Beendigung der YFeindfeligkeiten die gejeggebenden
Lrgane zu den Wbmachungen der Bälker für den Nreis der vom Deutschen
Reiche zu übernehmenden, auf gejeglichem Gebiete fiegenden Verpflichtinigen
ihre Beichlüfie fajjen. AS Gegenbeweis zu der Begründung von G. Weyer
jeten die Berfaflingen der Berrinigten Staaten von Nordanterila und üc
Edjmweiz angeführt. In den Vereinigten Staaten üt zu allen völlerreu
Tichen Zerträgen ohne Nusnahne die Zuftimmung von ?/, der Senatoren
erforderlich, in der Schweiz vermag nur die Bundesperfanmmlung Den
Frieden zu jchließen. Am chemaligen Teutjchen Neiche bevurfte der Marler
zu Sriedensjchlüjfen der Genehmigung des Neichstags. Au allen dien
Fällen ift bat. war die Mitwirkung ber zujtändigen Ntörperjejaften volfe
rechtliche? Erfordernis.11)

Eine weitere lachlidhe Erwägung ftellt Haenel!?) an: Wenn.dem Maier
das Nedt zuftehe, Nrieg zu erflären; wenn ihn ohne jede verfajlungsnäpige
Scranfe der Befehl über alle Machtmittel des Neidys zum Zmede ber
Kriegführung zu Gebote ftehen, — io jei ihn damit das Recht eingeräumt,
den Beitand des Reichs und damit der einzelnen Blicdftaaten aufs Spirl
zu fegen. &amp;3 widerjpreche ber Natur diefes äußerften Wagniffes, wem
feine Beendigung im Voraus an Bedingungen gefnüpft fei. Diejer Er:
mwägung genügt e8 zur Miderlegung nur eine Frage entgegenzuhalten:
Wenn ber Staijer Die summa potestas hat und durd) einen umnglüdtichen
Krieg den Ruin des ganzen olkes herbeiführen kann, — warum hat dann
die Neichsverjajjung ihm nidyt aud) das Recht der Gefehgebung eingeräumt?
An dem größeren Redjte müßte Dody auch dag geringere enthalten jein.
Und doch hat ber Kaijer nicht das Nicht der Gefebgebung.

„) ©. Graj zu Dohna.
20) S. Yeorg Meder ©. 704.
1, 6. Bluntfhli E. 3% 8 705.
12) ©. 545.
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Sevrg Meyer und Haenecl fliehen, daß die YJafiung des Art. 11
ihren jadylihen Erwägungen entfpreche. Daraus, baß Abf. 1 das KWecht
zum Sriebensichtufle befonders erwähnt, in Verbindung mit dem Wort-
laute bes Abf.3,der lediglid; das WKedyt zum WAbfchluß von Berträgen
einer Sinjchränfung unterwirft, twird die grammatilaliihe Auslegung ge»
funden, baß in Anfehung des Friedensfdyluffes der Kaijer den auswärtigen
Staaten gegenüber völlig felbftändig jet. Eine fcheinbare Stüße findet
dieje Aujicht im Art. 48 der Preußischen Berjaffungs-Urkunde, der }ol-
gendermaßen lautet:

„Der König hat das Kedt, Krieg zu erklären und yrieden zu
schließen, auch andere Verträge mit fremden Staaten zu erriditen.
Leptere bedürfen zu ihrer Bültigfeit der Zuftimmung der Kammern,
joferr e3 Handelsverträge jind, oder wenn dadurd) den: Staate Laften
oder einzelnen Staat3bürgern Verpflichtungen auferlegt werden.”
E35 muf; zugegeben werden, Daß ber zitierte Art. 48 nach jeinem Wort-

laute und Sinne den Slönig in jeinem Rede zum Friedensfchlujje in keiner
Richtung beihränkt. Ueberdies wird dieje Annahme durc) die Entjtchung3&gt;
geihichte des Art. 48 überzeugend erwiefen. ES waren im Abgeoröneten-
haus zu der Zajfng de8 Art. 46 der Ofte. Berf.-Urlunde v. 5. Dezember
1848 }veifel geäußert Ivorden, ob der Nönig ziwar das Necht habe, Frieden

zu Schließen, diefes Recht aber bei läftigen Werträgen von der YZultim-
mung der Kanmern abhängig jein jolle. Der zitierte Art. 46 aber lautete:

„Der König hat das Necht, Krieg zu erklären, Krieden zu jdjließen
und Verträge mit fremden Negierungen zu errichten.

Handelsverträge jowie andere Verträge, durd) weldye din Stante
Raften oder einzelnen Staatsbürgern Verpflichtungen auferlegt wer&gt;
ben, bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Zuftimmung der ammern.”

Um jedem „Zweifel aus dem Wege zu gehen, Ihlug Die Nommijlion der
2. Kammer vor, am Sclujfe des Artilel3 den Sap hinzuzufügen: „Fries
Densperträge bedürfen diejer Yuftimmung nicht.” Da3 Tlenum lehnte den
Zujaß jedod ab und erhob die jegige Faflung bes Urt. 48 zum Gejep.
Allein derZived der Aenderung gegenüber dem zit. Art. 46 war berfelbe,
den Die Kommijfion mit ihrem vorgejdylagenen Yujage verfolgt hatte. E3
ift dies tn den umfangreichen Verhandlungen Har zum Wusdrud gelom-
men und heroorgehoben worden, daß „gegen einen Mipbraud) jenes Nedtes
der Krone in ber Verantmwortlichleit der Minifter und in der den Kammern
verbleibenden Mitwirkung bei der Realijierung ber ;zriedensbedingungen
innerhalb der Monarchie genügende Beruhigung zu finden jei.‘13)

v. Rönne geht nun von der VBorausjegung aus, daB bei der Redaktion
de3 Art. 11 NB. der Urt. 48 der Preup. PBerf.-Url. vorgefchmebt habe
und Daher für jenen diejelbe Auslegung wie für biefen geboten fei. Daraus
folge, daf der Kaijer Durch den TFriedensichluß über alle Gegenftände felb-
ftändig jolle paltieren dürfen; es ftehe ihm das NRedht zu, durch den
Triedensjchluß die erjajjung und die Gefeggebung willfürlich zu ändern.!)

Die Materialien zum Urt. IL NB. geben uns über die Srage Feine
19) si NRönne Il ©. 480f. unb ba8 Gutadten pdon Yneift gu Urt. 48 ber

Preuß. Verflrt. bei E Meier (Anhang).
14) 5. au Georg Meyer 8 190; Mohl ©. 313; € Meier ©. 306f;;Schulze II &amp; 332; Seligmann ©. 19, 291. Haenel ©. 645; Arndt, Staat

techt ©. 72. 713: Damhitih @ 901
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Aufklärung. Dean muß alfo wohl ledigfid den Wortlant zugrundelegen,
und Hiebei muß bei Vergleihung des Art. II und Wirt. IB zit. der Unter-
fhied der Yaffung grell in die Augen fallen. Yrt. IB mmerfcherdet ganz
Mar zwifchen Friedens» nd anderen Verträgen („leptere bebärfen afw.‘),
während Urt. IL Die gli von MWundesrat und Meichstag Überall
da erfordert, wo die Verträge -— ganz allgemein - in den Wereich Der
Neichögejepgebung fallen. !°) „Frriedensfehläfle ind Staatsverträge md
Urt. 11 kaun und will ihnen dieje Bertraganatr nicht nehmen.1%)Brdbll
fließt hieraus mit Hecht, daf die Entftehnmpspefchichte Des Art. 8 jr
den Urt. 11 gerade das Gegenteil von dem beiweift, jonas v. Nönne und feine
Anhänger behaupten. Hätte der Gejepgeber mit Art. 11 Denfelben Stun
verbunden, der für Art. 48 zweifelsfrei feftfteht, dann Hätte auch Diejelbe
Fafjung gewählt werden müfjen; gerade die Verhandlungen in der Purnb.
2. Kammer hatten ja gezeigt, wie leicht bei unllarer Yalfang Yorifel ent
ftehen können. Des weiteren ift das fundamentum divisioms in Den Ab. I
und 3 Art. 11 ein verjcdyiedenes: Abf. I beteifft die völlerrechtliche Legitt-
mation bes Katjers, Abf. 3 grenzt, wie wir amten [chen werden, Die
Reich3tompetenz von ber Kompetenz der Hlicdftanten ab. 17) Diefen Beweis.
gründen jei noch ein weiterer hinzugefitgt, der fich aus der ftaatsrechtlichen
Stellung des Königs von Preußen und Des Watjers ergibt. Zr jenen (pricht
die Präjumption der Yuftändigkeit; im MNeiche Dagegen fpricht Die Prü-
fumption für den Bundesrat. Gier fann der Naifer nr die Nedyte aus:
üben, die ihm ausdrüdlich übertragen worden find. Und bei Verträgen,
bie in den Bereich der Neichdgejepgebung fallen, tft nun einmal die Mit-
wirtung von Bundesrat umd Neichstag vorgefchrieben. Diejer Sap läßt
fich nicht aus der Welt fchaffen. Urt. 11 unterfcheidet eben lediglid) nad)
der Materie, nicht nad) der Weranlaffrng, die zu einem VBertragsabfdjlujie
führt. E3 wäre nicht zu verftehen, weshalb bei Gleidyartigfeit des Gegen-
ftande3 die Reich3verfajfung den Naifer einmal als abfoluten Herrjcher,
bas andere Mal als verfajjungsmäfig bejchräntten Vertreter ded Neid)g
hanbeln ließe. Wenn dbemnad) der Xnhalt bes riebenspertrages die Trage
der Unterbringung unter Abf. 3 entfcheidet, fo fann man andererjeits leinen
Augenblid im Zweifel darüber jein, daf der Friedensfchluß aud in den
Bereich der Neichögefeggebung eingreifen wird oder mindeftend fann. (3
jei hier nur an WUenderungen der Zoll- und Hanbelsgefepgebung, Neurege-
fung ber Grenzen bes Reichsgebiets und Verpflichtung zur Zahlung von
Entihädigungen gedacht. Die Beifpiele Ließen fi) vervielfältigen, Da durd)
ben Frieden die internationalen Beziehungen new geordnet werden milljen
und u. U. die ganzen wirtjchaftlichen Verhältniffe in neue Bahnen geleitet
werben. Daß der Reichzleitung allein die Weranttivortung für divje Drre
einbarungen auferlegt werden folle, die Wolfsvertretung die umwälzenben
Teuregelungen einfach) als unabänderliche Tatjachen hinzunchmen Have, ft
in einem neuzeitlien Staatsleben eine urmöglicde Unterftellung. us
Dem Geifte ber Neih3verfafjung überhaupt, richt bloß aus Art. IL herans,
verbietet jich dDiefe Antahne. Uud) wern Ybf. 3 die Mitwirkung der Volle»
pertretung nicht bejonder3 vorgeschrieben Hätte, ed wäre ungejcdriebene3
er fie — wenn auch nicht zum Abfchlauffe felbft, jo Dod) jebenfall3 vorder Infraftfegung de3 Friedensvertrages — mitentfcheiden zu laften.

5) Bgl. Hierfemenzel ©. 52.
ie) ©. dv. Senbel ©. 161.
m ©. außer PBröbft a. a. D. au Labanb II ©. 161 Note 3.
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Diefe Ucberzeugung dürfte im Urgrunde aud) von den oben angeführten
Scyriftftellern geteilt werden, die das Necht zum TFriedensichluffe der aus«-
Ichließliden Prärogative des Kaifers ziuveifen. Ein Gefühl der Umbefrie-
digtheit über ba3 Ergebnis ihrer Lchre mag fie doc) beim Gedanken be-
Ichleichen, daß — rein alademifch betrachtet —- ter Kaifer im Sriedend-
ichluffe jogar Teile de3 Bundesgebietes ohne Zujtinmung von Bundesrat
und Reichstag abzutreten befugt fei. Nur Arndt?) madt hievon eine Aus=
nahme; aud) in diefem Falle verjagt er den Bundesrat und Reidystag das
Red)t der Mitwirkung. Die übrigen Belenner diefer Lehre räumen dagegen
dem Bundesrat und Reichstag, wenn auch nidyt beim Abjchluß des Frie-
densvertrags, jo doc, nac)träglid) eine Einflußfphäre ein, nämlid) dann,
wenn infolge bes Sriedensfchluffes eine Aenderung der Berfaffung oder
neue Neichsgefege erforderlicy werden. Schulze a. a. D. verlangt allerdings
nur, daß diejenigen Teile des Friedenspertrages, Die — mie Abänderung
ber Berfaffung oder jonjtiger Neichsgefeßgebung, Gebietsabtretungen oder
finanzielle Belaftungen — die Zuftimmung der gejeggebenden SKörper-
Schaften erheijchen, nachträglich den Bundesrat und Reichstag zur Ge-
nehmigung vorgelegt werben. BiS zu welchen eitpunfte aber nachträg-
lich ber Friedensvertrag vorgelegt fein müjje, beautwortet Schulze nicht.
Für feine Anficht läßt jich d. E. eine Begründung aus der Reidysverfafjung
nicht ableiten. Denn entweder tft Ubi. 3 auf die Friedensperträge nicht
anwendbar: daun befteht zur Regelung der angeführten Gegenftände nur
der Weg ber Reichsgejehgebung. Dder aber Abf. 3 ift anwendbar: dann hat
die Mitwirkung von Bundesrat und Reidystag in der dort vorgefchriebenen
Weife zu erfolgen. Die anderen Echriftiteller, die jich für die Ausnahmes
ftellung ber Yriedensverträge entichieden haben, verlangen daher folges
richtig in diejen Fällen die Regelung dburd) Reich3gefeg. Nach dem Bor
gange von E. Meier berufen jie fich hiebei auf den Stanbpunft der reich3-
rechtlichen Praxis und insbejondere auf die Gefchichte des Friedensfchlufjes
von 1871. E3 kann natürlid) nit beftritten werden, daß der Bräliminar-
frieden vom 26. Februar 1871 ohne jede Mitwirlung von Bundesrat und
Reichstag geichloffen worden ift. Er wurde dem Reidjstuge erft al3 Unter-
lage für feine Befchlußfaljung zu dem jpäter erlafjenen Gejebe betr. die
Bereinigung von Eljaß-Tothringen mit dem Reidye vom 9. Juni 1871 be-
fannt. Und audy über den endgültigen Friedenzjchluß vom 10. Mai 1871
hat ber Reidystag einen Beichluß gefaßt. Ullerbings Hatte der Friedens-
vertrag fich aud) auf Gegenjtände bezogen, die in den Bereich der Reichs-
gejeßgebung fielen. E3 jei nur auf Art. XI de3 Sriedensvertrags hinge-
mwiefen, der ben vertragichließenden Staaten die Nedite der meift begün-
Rigten Nation gewährte, jorte auf die Feftlegung der von Frankreid) zu
zahlenden Kriegskoftenentfhädigung von 5 Milliarden. In allen biefen
Punkten hatten die gefeggebenden Körperjchaften nicht mitgewirkt. Die
Materien wurden vielmehr getrennt vom Kriedenzfchluffe in beionderen
Reichögefegen erledigt. Seligmatn a. a. D. leitet diefe Art ber Erledigung
aus der Erwägung ab, daß Nornien, weldye den Redt3zujtand ber Privaten
und insbeionbere des Staates felbit regeln, die ftrengere Furm bes Ge-
fete3 verlangen, und es läge fein Grund vor, für ben Befolgungsbefenl
von SFriebensverträgen, bie in die bezeichneten ®ebiete eingreifen, cine
Ausnahme zu maden. Uns will aber doc, fdheinen, daß die Reichzleitung

18) Kommentar ©. 133.
2°



anläßlid) der ftaatsrechtlidyen Behandlung bes Friedensvertrages von 187
int der ficheren Ueberzeugung, daß Bundesrat und Keichstag mit den filt
dad Neid vorteilhaften AUbmachungen einverftanben fein iperden, Dir yrfrte-
gebenden Körperfchaften dem Art. 11 zuiider nidyt hat mitwirken laffen.
Dai der Neicdystag die Verlegung der Berfafjungsporjdrift damals nidt
gerügt hat, ift nidyt beweigsträftig. Angejidyt3 der großen Erfolge, Div das
Reid) feiner unübertroffenen militärijchen und diplomatischen Yeitsiug an
verdaufen hatte, wäre eine joldye Rüge vielleicht Heinlich erfchienen. Der
Yriedensvertrag hatte überdies bei Aufftellung der Neichsgeiepe, Die zu
jeiner Ausführung erlajjen wurden, zu keinerlei Vorftellungen des Nrichs-
tags Anlaß gegeben, fo daß in dem Schweigen zu der Verfaffungsverlepung
gewiffernaßen ein Cinverftändnis mit dem geübten Berfahren erblidt
werden Tann.1?)

Rad) Erörterung aller Einwendungen ftellen wir den Sa auf, daf
abgejehen von dem NRedtsalte der Einftellung der Feindfeligkeiten Der
Üriedensvertrag denjelben Nedytsregeln unterworfen ift wie jeter andere
völferrechtlicye Vertrag.2%) Dieje NRecdhtsregeln unter Beziehung auf den
Sriedensvertrag zu entmwideln, ijt die Aufgabe der folgenden Ausführungen.

II. Der Friedensvertrag als Staatsvertrag insbejondere.
1. BeteiligungdeKalfersam Friedensichluffe.

E3 wird vermutet, daß beim Abjchluß von völkerredytlichen Verträgen
Da3 Staatsoberhaupt beredytigt und verpflichtet ift, den Staatswillen zu
vertreten. Sicdyere Auskunft Darüber, wen die Legitimation zur Vertretung
zulteht, erteilt aber nidht das Völkerrecht, jondern da3 Staatsgrundgeich.
So jagt icon Hugo Grotius:?1, „Pactiones inire quae bellum finiant
eorum est quorum est bellum, rei eni suae quisque moderator. Unde
sequitur ut in bello utrinque publico hoc eorum sit qui summi impersi
exercendi ius habent. Regis igitur hoc erit in statu vere regio, modo
Is rex etiarm ius habeat non impeditum.' PBufendorf jchließt jid) diefer
Anjiht an.??)

Art. 11 NB. Hart dem Slaifer das Recht übertragen, das Dentfche
Reich völkerrechtlic; zu vertreten. Nad) der ridyrigen Auffatiung Yabands
übt er Dieje Befugnis aus eigenem Ned)te, als das hiezu verfafjungsgemäß
berufene Organ aus, nicht etwa al3 Präfident d. bh. Beanter des Nriches
oder al3 Stolleftivmandatar der verbünderen Negierungen. Legtere Nite
fit ift von Goriu3?3) entwidelt worden, der aus der Tatfache, dab die
Souveränität bei dem Bundesrate beruhe, den Sailer al3 defjen Spracd)-
organ bezeichnet. Der genannte Scriftftelfer überjieht hiebei, daß dann
ber Saijer zu jedem Wlte der Vertretung des Neiches erft noch einer Boll:
madht de3 Bundesrat3 bedürfte. Dies entjpricht jedod) weder dem Wort-
laute der Neichöverfajjung, nod) der tatjächlihen Nebung. Der Kaifer ente
fheidet vielmehr frei unb unabhängig darüber, ob er die Jeit und

‚»2) Bgl. Sorius 1875 ©.539, ber ebenfall3 Genehmigung buch Midhtrügen
annimmt.

20) Bgl. außer den bereit3 angeführten GSchrififtellen: Broebjit ©. 314j.;
2abanb II ©. 161; Thubihdum ©. 92 unb 254; Bluntfdli S©.338; Heffter
©. 380; v. Lifzt ©. 310.

21) Qugo Grotiu3, De jure belli ac pacis lib. II cap. XX. II.
22) Bgl. bei Proebit S. 268.
23) 1875 S. 537.
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die Umftände für gefommnen erachtet, unter denen es für das Weich
tatjam erjcheint, einen Bertrag, insbefondere einen Kricdenspertrag,
abzuschließen. Der von ihm ausgedrüdte Wille ift der Wille der Meichg-
gewalt felbit. Hieraus ergibt fich ungelehrt für das Berhältmis des VYlus-
lande3 zun Beutjdjen Reiche, daß fichh diefeg an den Naijer zu wenden hat,
wenn e8 mit dem Reiche einen feiner augfchlichlichen Nonpetenz unter-
liegenden Bertrag, als welchen wir den Friedensvertrag ertannt haben, ab-
ichließen will. Mit guten Gründen hat die Neichsverfaflung jür die Be-
ziehungen des Neiches zum WAUuslande den SKaijer eine monardyenähnliche
Stellung ringeräunt. E3 Jollte damit der Herjplitterung der im Reiche
vorhandenen Gewalten Degegner werden, miden man cs als cin „ges
ichlojienes, einheitliches Ganze’ behandelte.t) „Es ift nur eine Meußerlich-
keit, aber bezeichnend für die Tendenz, dag in den an das Ylusland gerich-
teten Schreiben des Auswärtigen Ylmtes und der diplomatischen Nertreter
de3 Meiches ohne Scheu von einer Kaijerlichen NRegirrung geiprocdhen wird,
während man für die inneren Brezichungen des NReidyes ein joldyes Wort
vermeidet.’?*)

Der Katjer leitet ausfchließlich die Verhandlungen mit den fremden
Staaten ein und führt fie, vegelmäßig durch die von ihm gehörig Seglau-
bigten Beamten, die aber immer an jeine Weifungen gebunden bleiben.
Den Klaijer fteht im jedem ‚Zeitpunkte das Necht zu, den Verhandlungen
eine andere Nichtung zu geben oder lie abzubrechen. Er genehmigt oder
verwirft da3 Ergebnis der Berhandlungen. Bundesrat und Neichstag
tönnen nicht anders tn die Verhandlungen eingreifen als durdy inter
pellationen und Wdreffen. Während erfterer jedod) in der Regel Wenntnis
bon den Abfichten der NReich3leitung haben wird, trifft dies auf den Reichg-
tag im allgemeinen nicht zu. Die Bevorzugung des Bundesrats in Diejer
Beziehung ftellt jtch jedoch nicht als ein echt der Mtenminisnahme dar;
jie ift lediglich cin Ausflug itaatsmännischer Weisheit oder des Entgrgen-
tonmens, Das der Souverän des Jteiches wohl erwarten fann. Nur in zwei
Fällen ift einzelnen Staaten ein Nedt, bereits an den Berhandlungen
teilzunehmen, reidhsgrjeglihh azugelichert, cin Nedht, das nud) bei dem
Abichlus; von Friedensverträgen in Betracht kommen fann:

1. Bagl. Schlußprotololl zu Art. 8 86 des „ollvereinsvertrags vom
8. Zuli 1867 — Bunbdesgeidl. 1867 ©. 108: Bei Handels: und
Schiffahrtsperträgen nit Lefterreih und der Schweiz ift der Kaifer
verpflicytet, Die angrenzenden Bundesftaaten zur Teilnahme an den
dem Abfchluffe porangehenden Verhandlungen cinzuladen, ohne daß
dieien Staaten aber ein Veto gegen den Abjchlup des Vertrags zufteht,
fall3 eine Uebereinftinmung unter den deutjchen Regierungen nicht
zu erzielen ift.

2. Bgl. Schlußprotofoll zu dem Bertrage mit Bayern vom 23. November
1870 (NReicdhsgefBl. 1871 ©. 23) Urt. 11: Bei dem Wbichluife (das
heißt den dem Abfchluffe vorhergehenden Verhandlungen) von Poit-
und Telegraphenverträgen mit außerdeutjchen Staaten }ollen er-
treter der an die betreffenden Staaten angrenzenden Bundesftaaten zur
Wahrung der bejonderen Landesinterejfen zugezogen werden. Diefe
befonderen Zanbesinterejien berühren nur Bayern und Württemberg,
da nur Dieie beiden Staaten eigene PBoft- und Telegraphenvermal-
tungen haben.
 ) ©. Dambitich ©. 298.
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®erade daraus, daß für dDieje beiden Fälle die befondere Negelung getroffen
ft, ergibt jicd) nad) der NRechtsregel: exceptio firmal regulam, De NVer-
neinung des Wechts ber Anteilnahme in aflen übrigen yälln. Wir be-
haupten daher auc), daß Bayern, das zu den Verhandlungen in Ylauijch-
Breft zugezogen war, auf dieje Juzichung feinesfalls ein Nedht hatir. Go-
bald ntit dem auswärtigen Staate völlige Einigung über den Bertrage-
gegenftand umd jeine Fornmlierung erzielt ift, handelt es füh darum, den
Vertrag zum Ubfchlujfe zu bringen. Da der Friedensvertrag zu den feier-
Kicdjften Vertragsabichlüffen gehört, fann bier nur die folenne VBertragsforn:
in Betracht kommen. Sie bejteht in der Ausftellung einer Urkunde, welde
bom Naijer felbit unterfchrieben, mit dem Hteichsfiegel verfehen und vom
Reichglanzler gegengezeidynet wird. Auf derjeiben Urkunde lann auch der
Vertragsgegner unterzeichnen; bann ift Hiemit der Vertrag endgültig ab-
geidhlojfen. Es kann aber auc) jeder Teil nur bie für den anderen Teil
beftinimte Urkunde unterzeichnen; dann wird der Bertrag geihloffen mu
dem AHugenblide der Auswechstung der unterzeichneten Urkunden. Die Unter-
zeichnung der Vertragsparteien in derfelben Urkunde bzw. die Anstwechslig
nennt man Ratifizgierung oder Ratifilation.

Aucd) das völferrechtlicdhe Nechtsgejchäft bedarf nad) der herricheunden
Lehre und der tatjädylichen Ucbung der Segenzeichuung duch) den Nrichs-
fauzler; Art. 17 R®B., der fie wörtlich) nur für „Anordnungen und Ber-
fügungen‘ des Naijers vorfchreibt, ift wegen des auch in dem Abjchluiie
eines völlerrehtlihhen Nechtsgeichäftes ausgedrüdten Staat3willens Dre
Katjers analog anmenbdbar.?5)

Ueber Sanktion, Ausfertigung, Verkündigung und zeitlidde Wirljam-
feit Des „sriedenspertrags wird unter B IV im Zujamnenhange mit ben
Ausführungen über das PVertragsgeieß, au3 dem die Regelfüge abzuleiten
jind, gejprodhen werben.

2. Die Mitwirkung ded Dunbesrats und Reimstags.

3) Dad Sachgebiet ihrer Mitwirkung.")

Die im Abi. 3 des Art. 11 vorgefchriebene Mitwirtung des Bunded
tat3 und Reidystags ftellt jich ala eine verfaffungsmäßige Beichräntung
ber Nedjte des Kaijers dar. Allein nidyt zu allen Perträgen ijt bie Qr-
teifigung der gefeggebenden Nörperfchaften erforderlich. Die mit „‚infoweit”
eingeleitete Slaujel des Abf. 3 Läßt erkennen, daß es zmwei Arten von
Staatöverträgen gibt; nämlich folche, bei denen ber Kaifer ohne jede
Einschränkung Verträge fchliepen kann, und folcdhe, die der ZJuftinmmsg
von Bundesrat und Reidystag bedürfen. Unter die lentere Urt von Gtaats-
verträgen fällt daher nad) dem Wortlaute der Friedensvertrag, wenn vr
Gegenftände behandelt, die in den Bereich der Reich3gejekgebung nad) Art. 4
NAD. gehören. Zur Begegnung von Zweifeln jei nohmals hervorgehoben,
Daß Die Beftandteile Des Friedensvertrags, die Tediglidy die Einftellung der
veinbjeligleiten betrejien, das freie Vertragsfchließungstedht des Kaifers

feinesjallz einichränten, daß diele alfo von Abf. 3 fo wie fo nicht betroffen
mwerden.

5) Vgl. Laband II ©. 155 Note 3.

© 187] Die Ausführungen folgen im mefentlihen ber Darlegung von Labanb II
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Abj. 3 bezieht fid, auf Art. d. Nun bezwedt aber biefer Artilel nichts
anbered, als die Yuftändigkeit bes Neichs gegen die Yuftändigleit der
Bunbesftaaten abzugrenzen. Bei einer wörtlicdyen Auslegung ergäbe fid
Jonit das jinnverwirrende Ergebnis, daß der Waifer auf den Vebieten, die
in Art. 4 nanmentlid) benannt jind, eingefchyräntt fei, während cr völlig
jreie Hand auf Gebieten habe, die der Nompetenz de3 Neich3 überhaupt
sicht unterftellt find. Yür dDiefe Auslegung hat jicdy tropdem v. Mohl??)
entjchieden, wenn nur med und inhalt des Vertrags ji) innerhalb der
Aufgaben halte, welche in der Einleitung zur NReichsverfaffung genannt find.
Der atjer Fan aber unmöglich die Bejugnis erhalten haben, aus eigener
Macht die Zuftändigleit des Neichs, Tediglich aus dem Grunde des Brrtrags-
abjchlujfes, entgegen Art. 78 MB. beliebig zu erweitern.

Eine andere Xehre ift von Hierjemenzel2*) dahin aufgeftellt worden,
daß der Ntatjer befchräntt fer bezüglich der GSegenjtände, die Durd) Urt. 4
der Reichsverfaifung unterjtellt jind, nicht aber audy aut anderen Gebieten,
die Durd) anderweitige Beltimmmmgen der Neichsperfajjung vder jpätere
Reichsgejege der Zuftändigfeit des Neichs unterworfen worden jeien. Dann
hätte Art. 4 eine Doppelte Aufgabe: hinfichtlich der Selcpgebung würde er
die Zuftändigkeit des Neichs gegen die Einzeljtaaten, dagegen Hinjichtlid)
bes Bertragsichliegungsrecdhts die Nontpetenz des Kaifers gegen Bundesrat
und Reichstag abgrenzen. EI tft aber nicht einzujehen, aus weldyem Grunde
die in Art. 4 nicht genannten Neichsaufgaben geringeren Schup genießen
\ollten, als die dort aujgeführten.

Ebenjalls in dem Beitreben, dem Buchitaben des Abi. 3 geredht zu
werden, findet Gorius2?) das eigentüntliche Ergebnis, daß jeder Vertrag,
der eine in Urt. 4 genannte Angelegenheit zum (ezjenftande habe, der Mit-
wirfung der gejeßgebenden Körperfchaften bedürfe, jelbjt wenn im Berhältnis
be3 Reiches zu den Behörden und Untertanen die Materie durd) Laijerliche
Berordnung erledigt werden könne. Der taijer folle alto im Nahmen feiner
Verordnungsbefugnis zivwar bindende Befehle erteilen bürfen, ein \%er-
jprechen an das Ausland aber, eine foldye Verordnung zu erlaffen, fei ohne
Mitwirtung der gejeggebenden Körperfchaften unzuläffig! Der Widerfinn
leuchtet ohne nähere Ausführung ein.

Ausgehend von der Zatfache, daß Art. 4 die YZuftändigfeit Des Yieidhs
gegen die der Bunbdezftaaten abgrenzt, und aus der Ueberlegung, Daß es
dem Gejepgeber darauf anfa, die Mitwirfung ber gefehgebenden Störper-
(haften aud) beim Bertragsabichlufie dann zu fihern, wenn der Gegen=
ftand — abgejehen vom Pertragsabihlup — nur durd) Reichsgejek geregelt
werden fan, vermag man dem Ubi. 3 ein befriedigendes Ergebnis nur
abzugewinnen, iwern man n bl. 3 die Worte nad) rt. 4° jich Dinmeg-
dentt und erfennt, daß das Kriterium nidyt in der Kompetenz de3
Reichs, fondern in Der Forn der Erledigung durd) Reichögejep gegeben ijt.?°)

Bei Beurteilung, ob ein Friedensvertrag bie Zuftimmung von Bundes-
tat und NReidystag bedarf, muß man jidy demnad die Trage vorlegen:
find in ihm Beltimmungen getroffen, die einen Befehl an die lUintertanen
enthalten, der reichögefeglich nur in der iyorm bes Gefeges erlafjen werden

2) ©. 303.
», ©. 51 N. 3.
29) 1875 ©. 646.
0) Vgl. Labandb II ©. 139; DBambitfdh ©. 292f.; Unfhüg ©. 174, Seorg

Meyer ©. 704; Arnbt ©. 711; Born I ©. 238.
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tan, oder nicht? Yn erfteren Yalle ift die Zuftimmung des Bundrörats
und die Genehmigung des Reichstags erforderlich, in Tepierem nicht. Wicht
will die Gefepesftelle nicht befagen. Nur für die Fälle Dre Erfordernifies
der Zuftinmung ift Das Gebiet feft umgrenzt; in die freie Vertragsiphärr
des Matjers fallen nicht bloß die Verträge, bezüglich derer Dem Marer
durd) befonderes Neichögeiep die Verordnungsbefugnis delegiert ift, fondern
and) alle Vereinbarungen, durch bie materielles Recht nicht gefchaffen wird
(3.3. Vereinbarungen über den diplomatischen Berkehr oder Anslegungen ’';
über den Sinn und die Bedeutung bereits früher erlajfener Befepe).

b) Bedeutung der Mitwirkung.

Die Frage nad) der PVebcutung der Mitwirkung des Bundesrates und
Reichstags beim Triedensvertrage muß von bem Standpunkte ans geilelli
werden, daf ein vom Naijer vollzogener Vertrag ohne das KEinverftändnis
von Bundesrat und Neicdhdtag abgeichloffen worden tt. ft damit cin
völferredhtlicher Vertrag zujtande geflommen, der das Reid) ven Yuglande
gegenüber verpflichtet, oder nidyt?

Die Lehrer des Völlerredht3 3?) vertreten übereinftinmend die Anficdht,
daß mit der NRatifitation der Vertrag völlerrechtlich verbindlich jei. er
faifungstechtlidye Beftimmungen, burd) welche die Zuftinnmumng der geieo
gebenden Körperschaften vorgeichrieben fei, kämen nur infoweit in Vetradt,
als fie Einfchränktungen ber völferrehtlichen Vertretungsbefugnis eithalten.
Sn diefem Falle müßten die Befchränfungen audy für den völfterredhtlidyen
Vertrag gelien; deren Mißadhtung hebe die Bültigkeit des Vertrags au)
oder verjchiebe fie tenigftens, bis der Mangel geheilt fei. Die Beantivortumg
der nzidentfrage ijt fomit in das ftaatsrechtliche Gebiet veriwirfen. Dah
die Staatsgrundgejege in manchen Staaten das Staatsoberhaupt zum
völferrechtlidy gültigen Abfchluß von Staatsverträgen nur nter der Boraus-
febung der YZujtimmung gewiffer Faltoren legitimieren können, ft bereits
oben unter II. erwähnt worden. Die Bejcdhräntungen ber Stan!sverfaifung
tönnen aber aud) lediglid) ben Vollzug der Verträge, aljo da3 innere Ber-
hältni3 des Staates zu ben Untertanen, im Auge haben. Dann fei das
Staatsoberhaupt am Abjdhlujje der Verträge in feiner Weife behindert.
Man leje hierüber bei Bluntjdyli:33)

„Staatsperträge, deren nhalt das beftehende Verfaifungs- und
Bejeggebungsredt aufer NWirkfankeit feßt oder abändert, find, wenn
jie von ber Staatsautorität gejchloffen jind, nicht von Anfang an als
pölferrechtlidy ungültig zu betrachten, aber jie jind unter Umftänden
nidyt vollziehbar.”
Während die Völlerredhtsichrer die Frage im allgemeinen ohne Kin.

gehen auf die Neichsverfajfung beantworten, ertlärt Heifter a. a. U. Mlipp
und Har, daß Art. 11 RR. dem Bundesrat und Reidystag Terme Mit
wirkung an dem völferrechtlidhen Abjcdylujje jelbft zugeitche.

Die Lehrer des Staatöredht3 weichen in der Beantwortung der Frngr
erheblich voneinander ab. E3 joll hierauf nur kurz eingegangen twerden,
da eine ausführliche Darftellung der Kontroverfen hier zu weit führen würde.

1) Zmweifelhaft, da geltenb gemadt werben Tan, baß authentifhe jnter-
pretationen nur burch Reichögefeg gegeben werben bürfen; vgl. Dambitidy ©. 294.

2) Bl. u. a. Klüber S.160; v. Lifzt S. 181; Heffter ©. 192; Oppen-
beim ©. 181.

3) SG. 238.
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v. Seydel?*!) it ohne Berüdiichtigung der Entftehungsgeidichte des:
Artikels der Anficht, Daß der ganze Artikel fid) nur auf das Verhältnis des
Reichs zum Auslande beziehe, und daß cin VBerftoß bes ftaifers gegen PIrt. 11
nicht bloß eine Terfajfungsperlcgung, fondern aud) eine Vertragsperlchung
gegen feine Bundesgenojjen wäre.

E. Meier ?°) bezeichnet den Bundesrat und Neidystag als bei dem
Bertragsabjchluffe neben dem Naifer mitwirtende Tyaltoren. Nah ihm
befteht fein Unterjchicd zwischen Abschluß und Wirkfantfeit der Verträge,
da der Abfchluß jelbft auf den Weg der Vejepgebung verwiefen it. Wir
können uns diefer Xchre nicht anfchlichen, da fie im offenbaren Widerjprud)
zum Art. 11 fteht. Darnad) hat der Kailer das Neid, völkerrechtlich zu
vertreten. Wären Bundesrat und Reichstag felbft vertragfchließende Ur-
gane, müßten jie aud) als völlerrechtliche Vertreter des Reiches tätig fein.
Abjak 3 würde dann Ubi. 1 aufheben.

Unger 3%) und Leoni??) gehen von ber privatrechtlichen Natihabitation
aus und wenden deren Säße auch auf das Völkerrecht an. Die Hültigkeit eines
Bertrages lajfe fich nicht fpalten; er könne unmöglich im Verhältnifje des
Neichs zum Auslande gültig und im Berhältnifje zu den Untertanen un-
gültig jein. Berweigere Bundesrat oder Reidystag die Yuftinnmung, fo lei
das Mechtsgejchäft ein für allemal ungültig in gleidyer Weije wie ein
verpflichtendes Rechtsgeichäft des Miündels, das nicht die Juftimmung Des
geießlichen Vertreters gefunden habe. Nücbezichung des Privatrechts auf
Ööffentlich-rechtlicye VBerhältnijfe wird aber dem Weten Iegterer jelten ganz
gerecht. Mit demfelben Rechte oder Unredyte könnte man aud; den $ 135
BOB. anziehen, wonad) die nur den Schup bejtimmter Berjonen bezmwel-
tenden Veräußerungsperbote bei Zuiwiderhandlung Nichtigkeit lediglid) zu=
guniten der gejchügten Perjonen erzeugen; ein derartiges Nedhtsgeichäft
rürde aber gültig werden, jallö der Berechtigte nadhträglid) auf jein Schuß-
recht verzichte, alto den Eingriff in feine Rechte genehmige. Diefer Grund-
fa ber relativen Nichtigleit auf Art. 11 übertragen, ergäbe die mögliche
Folge, dab ein ohne Zuftimmung der gejebgebenden Störperjdhaften abge-
ichloffener Vertrag dem Auslande gegenüber, das von der Schupbeftimmung
nicht betroffen wird, zwar vollgültig, im Berhältnijfe des Reichs zu den
Untertanen aber unwirkjan jei mit der Ausjicdht auf Konvalefzenz. Als
durchfchlagendjter Gegenbeweis gegen Unger erjcheint ung jedod) die lleber-legung, daß, wenn ein ablchnender Beichluß ben Staatsvertrag vernicdhte,
fich ein Wiederbelebungsperjuch durch Spätere parlamentarische Zuftimmung
als erfolglo8 ermweifen mütle; denn allein'ein beftehender, wenn aud) nur
relativ gültiger Vertrag, nicht aber ein gar nicht mehr beftchender Vertrag
fann durd; Genehmigung nadträgliche Wirkfamfeit erhalten.’®)

Unverftändlicd; bleiben die Ausführungen von Goriu3,??) der einmal
die Genehmigung al3 Sufpenfivbedingung für Die Gültigkeit, ein anderntal
die Berfagung ber Genehmigung als eine Rejolutivbedingung der Gültig
feit bezeichnet. Von Bedingungen Tann man aber body Hinjichtli der
Mitwirkung der gejekgebenden Körperjchaften nicht fprechen, denn Bedin-
gungen find Klaufjeln des Recdhtsgeichäfts felbft, Barteibedingungen.

s) ©, 163.
35) ©. 108f.; ebenfo Schulze ©. 330; v. Mohl ©. 303.
 5. ©. 3419.
7) ©. 498T.
 Bel. Seligmann ©. 111f.
3) 1874 ©. 772. und 1875 ©. 53775.
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Proebft 40) tuandelt im allgemeinen in ben Bahnen von Gorius, ben
er zu tecdhtfertigen verfucht.

Zellinel ®) und Seligmann #2) nennen die Geuchmigung eine condicio
iuris ded Vertrags. Tezner 43) meift demgegenüber nad), daß die Theorie
von Jellinel und Sceligmann aus dem praltijchen Bedirfniffe vntftanden
fei, eine Formel zu finden, bei der ein ratifizierter Vertrag mehr Iviege
al3 ein nichtiges Nechtsgefchäft. Wenn man aber von einer condicio juris
jpreche, fo fer dies feine condicio iuris der Gültigkeit oder Wirkjanteit
eines etwa vor der Genehmigung bereits entftandenen und eriftierenden
Staat2willens, fondern eine c. i. der Entftehung des Staatswillens. or
der Erfüllung Diejer condicio bejtche weder cin bedingt gültiger, noch cin
bedingt wirfjamer Staatswille, fondern nur cine Erllärung Des Souveräng,
weldye Staatswille werden künne. Es Täge dazjelbe Verhältnis vor wir
bei der Erflärung eincs Borftandsmitgliedes, wenn zu Erklärungen des
Vereins die übereinftimmenden Erklärungen von zwei Borftandsmitgliedern
jagungsgemäß erforderlich feien; die Erklärung des cinen Mitgliedes fei
dann eben nicht der Ausdrud de3 Pereinswillend. Den Berfuchen von
Sellinef und Selignann möchte man bas3 Wort des Heiligen Hirgufliite
entgegenhalten: ‚In temporalibus legibus. quamquam de his homines
iudicent, cum eas instituant, tamen, cum fuerint institutae atue fir
malar, non Itcebitl indc, de ipsis iudicare, sed secundum «an. Man
Datf die Frage nicht von dem Gejidytspunfte aus betradjten, wie fie zived:-
mäßig hätte geregelt werden jollen, fondern man muß den Willen des
GSejeggeber3 erforjchen, der allein auch trog vermeintlicher Mängel mafj-
geblich. ift.

Die Yöjung der geftellten Stage finden wir in der Entftehungsgeichichte.
Dem Art. 48 der Preuß. PVerf.-Urf. (ag eriviefenermaßen der Ylrt. 68 der
belgifhen Perfajlung zugrunde, in weldyem zivar gefagt ift, daß foldye
Verträge, die der Zuftimmung der Kammern bedürfen, „n’ont effel
qu’apres avoir recu l’assentiment des chambres,“ daß aber dieje Worte
in Belgien bahin ausgelegt werden: .‚que c’est seulement pour l’execulion
des trailes que l’assentiment des chambres doit &amp;tre reclame&amp; par le
gouvernement“. Der König in Belgien hat aljo die Zuftimmung dir
Kamnern lediglih zun DVollzug der Verträge einzuholen. Gleidyes gilt
auch für da3 engliiche PVerfafiungsrecht. Ausmeislih der Verhandlungen
über die Revifion der Preuß. Verf.-Urk. diente aber das englijche und bel-
gitche Verfajlungstecdht als unmittelbares, ideales Vorbild. Nirgend3 wollte
man über da3 Borbild hinausgehen und keineswegs die völferrechtliche
Gültigkeit der Berträge von der Yuftimmung der Kammern abhängig
machen. **)

Meier a. a. D. argumentiert hiergegen, dieje Auffaffung laufe daran
hinaus, daß die Verträge von den Kammern dann nicht genehmigt, jondern
nur „zur Kenntnis genonmen‘ mwürden, forvie bap feine Anfcht durd) die
tatjädylihe Uebung ermwiejen merde, wonad) die Berträge por der Natifi-
fation den Rammern vorgelegt mürben. Allein es joll gar nicht in Abrede

0) E. 218f.
4) 5. 355 |.
#2) An verfchiedenen Stellen feines Buches.
4) E. 168Ff., insbef. ©. 173.
46) Bgl. das zit. Yutachhten von Gneift unb Arndt, Staatdredht SG. 707;

v.Rönne II ©. 474.
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neftellt werden, Daß die Kammern bei gewijfen Verträgen tatlädhjlich ein
Senehmigungstecht haben; doch Diele Genehmigung ift eben ncc eine Boraus-
jepung für die ftaatstedytlicdhe Wirkjantkeit der Verträge. Der ziweite „Gegen:
beiveis’ Läht fid) au nicht in jeinem Sinne verwerten; denn zmetfellos
ift die Krone gehalten, vor der Natifilation die Yujtimimung der Nammern
einzuholen oder jich doch wenigftens zu vergemwitjern, daß fie, falls jie bie
Auftinnmung nicht rechtzeitig vericholen kann, mit Sicherheit auf deren nach-
trägliche Erwirkung rechnen faun. scdoch dieje Yutimmung hat mit ver
Legitimation des Mönigs zum Bertragsabjidyluffe nichts zu tun. Hätte der
Sejepgeber den von E. Meier untergelegten Willen gehabt, dann hätte jicdh
für den Art. 48 eine andere Jaljlung finden lafien, wie 3. B.: Der Stönig
schließt die Berträge nit fremden Staaten genweinfam mit den lammern
ab, jvfern ujiv. --- 391

Für Urt. 1I RP. gilt aber binjichtlid) der völlerredhtlichen Stellung
des Kailers Dasfelbe, was oben in Anfehung des Königs von Preußen
gejagt ift. Auch) Hier hätte die Berfajfung bei Richtigkeit der Anjicht von
E. Meier eine andere Fajlung nit Leichtigkeit finden Fönnen und mütjen.
Es ift dies bewußt nicht geichehen, um in all ben Fällen, wv die Yug-
nüßung einer günjtigen politifchen Lage fchnelles Handeln verlangt, und
mo mit langatnigen Yluseinanderjegungen vor dem Forum des Reichstags
die Möglichleit des Bertragsabjcdjluffes jelbft in Frage geftellt wäre, rajd
eine vertragliche Bindung des ausländijchen Staates durd) den Vertreter
de3 Deutichen Reidys herbeizuführen. Der Mader jchliegt darum nach Abi. 1
zit. den Bertrag völlerreditlidy) endgültig ab. Er fann ihn im allgemeinen
auch erfülfen, nur auf den (nad; 2a) begrenzten Gebieten muß er hivau
die Zujtimmung bon Bundesrat und Reichstag einholen. Wir jehen fomit:
Ubi. 1 har lediglich völferredhtlidde Wirkung, AUbf. 2 und 3 beziehen Tich
dagegen auf das tmnere ftaatstecdhtliche Verhältnis und beftinmen Die
Toraugjegungen, unter denen Der Naijer trog unbefchräntter Bertretiungs-
befugnis zum Vollzuge im Fnlande das Einverftändnis von Bundesrat
und Neichstag einzuholen hat.

Die Nichtigkeit diefer von Laband t6) nad) dein Vorgange von GBneift
überzeugend Dargetanen Theorie jind abgejchen von der Entitehungsgeichichte
insbejondere Durd) die völferredhtlihe PBrars eriwiefen. Wie im WBrivat-
recht, fannn aud) auf dent Scbiete des Bölkerrechts der Nertreter ben PBer-
tretenen unbeftritten nur injomweit verpflichten, als er innerhalb des
Rahmens feiner Bollmacht handelt. Wenn aljo nah dem Rechte eines
Staates der Bertreier nur mit Genchmigung eines anderen Urgan3 des
Staates zum Bertragsabihluß bejähig: wird, ift jeder Vertrag, der unter
Verlegung einer jolhen Vorfchrift geichloijen wird, null und nichtig. Es
muß jomit jeder Bertragsteil in der Lage fein, die Bollmadt jeines Ber-
tragsgegners unidywer nahprüfen zu können. Die diejerhalb erlajjenen
Beltinnnungen müjjen Ear und cinfach fein und fid) ohne eingehende
Kenntnis ded fremden Berfailungsrecdhts beantworten laffen. Diejem Er-
Tordernis aber würde e3 tiderfjprechen, wenn man — auf das Deutfche
Reich angeivendet — das Ausland zum Wichter darüber zulajjen mollte,
ob ein Bertrtag etwa Sebiete angehe, die zu ihrer Regelung den Weg der
Reichsgejepgebung erheifhen.*') Man denle ji) nur bei den Berhand-

6, Fir obige Darjtellung vgl. Urndt aa. D.
) Band II ©. 125f.
) Bgl. Laband II ©. 1335.
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lungen über einen Friedensichluß den Fall, daß zumächft der Bertvags:
gegner wideriprucchhdlos mit dem diplomatifchen Bertreter des Neiche ver
handelte, bei irgendeinem Gegenjtande aber auf vinmal die Srage aufwerfe,
vb die Angelegenheit nicht der Mitwirkung der getepgebenden Nörperjchaften
des Neicdhs bedürfe, und troß Widerfpruchs des dentschen Bertreters Die
Verhandlungen einftellte, aljo gewijiernaßen Dem Natjer den Auftrag
gäbe, zuvörderft die YZuftimmung von Bundesrat und Wetchstag brizn
bringen. Eine derartige Einmijchung tn die inneren Berhältuiffe ves Reiche
wäre ein unleidlider Yuftand. Ganz anders verhält es juh mit den
Staaten, die bei allen Bertragsabjchlüffen das Staatsoberhaupt nur mil
Genehmigung eine? andern Faltors handeln Lafjen; hier ift die Sachlage
von vornherein geflärt, während dies in Anjchung der Neichsverfaftiug,
die 2 Arten von Staatsperträgen fennt, nicht zutrifft. m Einklange mit
der behaupteten Selbjtändigfeit des Kaifers wird denn aud) die &lt;juftun
mung bon Bundesrat und Reichstag in den Verträgen nirgends erwähnt.
Wenn wir aljo bie Prärogative des KNaijers zur Bertretung des Nriche
unbeichränft anerkennen, jo müjfen wir ihm audy das Bertrauen fehenfen,
daß er von jeinem Bertragsfchließungsrechte nur zum Nugen des Neichs
Gebrauc, nachen wird. Andererseits wird er über die politischen MAnfichten
der geleggebenden Körperjchaften genügend unterrichtet fein, um beurteilen
zu lfönnen, ob der von ihm abgefchloffene Vertrag die nachträgliche Billi-
gung finden wird. Sollte der Sailer troßdem — wider Erwarten -- die
nad)trägliche Zuftimmung nicht erhalten, jo bliebe ihm, jall3 er den inneren
Konflikt nicht auf jich nehmen wollte, allerdings nur übrig, dem Yluslande
gegenüber zu erklären, daß er mangels Ginverftändnijfes von Bundesrat
und Keichstag den Vertrag nicht erfüllen könne Ber an und für Tich
völferrecktlid) vollgültige Vertrag wäre dann nicht vollzichbar, nicht er»
füllbar.*3)

Dieje notwendige Folgerung ergibt, dba die Nontroverfen über Nichtig:
teit de3 völferrechtlichen Redytsgeichäfts und der ftaatsredhtlidhen Mnvoll-
ziehbarfeit de2 völferrechtlich gültigen Vertrags in den Fällen, Haß Bundes-
rat und Reichstag die vorgejchriebrene Yujtimmung verjagen, wenig pral-
tiichen Wert haben. Denn einmal tft das Anwendungsgebiet für die Nontro-
verjen nur Kein: in nahezu allen ;sällen „behält fich die Retchsregierung
die Ratifilation der Staa:sverträge vor und erteilt jie nicht, che fie dic
Zuftiminung der geichgebenden Körperfchaften in der Zaiche hat‘’; 9) zum
andern faun es dem Auslande gleichgültig jein, ob wegen Richtigkeit over
Nichterfüllbarkeit des Vertrags die MWeichsregierung ihre Zulage zurüd
zieht, für das Ausland ijt das „juriftiiche Schema’ bedeutungsios.?%'

Srn Verhältnis des Natijers zu den gejeßgebenden Störperichaften jind
wir aber doch ber Anjicht, daß id) bei unierer Theorie die Neichsregierung
in der günftigeren Yage befinde. Es liegt piychologijd; nahe, day man lid)
gegenüber der vollendeten Tatjache jchneller abfindet, al3 gegenüber cinen
erit zu faffenden Entichluife Pie Erwägungen der Rüdfichtnahme auf
ben auslänbiichen Staat, zu dem die Neidysregierung durdy die Werivei-
gerung der Zujtimmung in eine jchiefe Lage geriete, können hiebei ent»
I\chetbend mitipredhen. So fagt auch Leoni:*!) „Diejenigen Berfafjungen,

48) Val. außer Labanb:v. Berber ©. 176; Nob 2; Beorg Mener $ 1%;
Urndbt ©. 712; Unfhüg S.173; Dambitfd ©. 296f.; Graf zu Dohnaa.a.d.

-) Bgl. v. JZagemann ©. 107.
” Graf zu Dohbna ca. aD.
N ©. 510.



weiche ben gnefehgebenden Körperfchaften crft nad) Abichluß der Berträge
cine Mitwirlung auf Diejelben gejtalten, weiche alfo die Wenehmigung
vorbehalten vder den Erlai eined Ausführungsgejepes vorschreiben, jichern
damit nidyt bloß die Einheit der Aktion nach außen, jondern gewähren
der None aud) in höherem Mafe als bei der Sefepgebung einen hervor-
tragenden Einfluß in bezug auf den Juhalt der Verträge, denn «3 müjjen
ichr wejentliche Jntereffen auf dem Spicle ftehen, um eine Bollövertretung
zu veranlajfen, die von dem Staat3oberhaupte mit einem fremden Etaate
geichloffenen Verträge abzulehnen oder nur abzuändern.’” Sogar während
der preußischen Konfliktszeit haben die Wammern anftand3los die von ber
Krone abgejdylojjenen Berträge genehmigt.

Wir konmen damit zum Schlujfe und nehmen zufanmenfailend für
den Friedensvertrag an, daß ihn der Naijer normalermweife nur nad)
Einholung de Einverftändniffes von Bundesrat und Neichstag bezüglid)
derjenigen Angelegenheiten abfchließen darf, bei deren Regelung die Form
deö Gefepes zu beachten ift, oder daß er mwenigftens die vorherige Zultim-
mung nur dann nidyt einholen wird, wenn er bejtimmten Anhalt dafür
hat, daß die Zuftimmung aud), nach Ratifitation des Vertrags nadträgfid)
unbebenklid) erteilt werben wird. Yn jedem alle führt allein der Kaijer
die völferrechtliche Bindung herbei. Bundesrat und Neidystag wirlen nur
mit, um in gewilfen Fällen dem Friedensvertrag die Kraft eines Befehls
in inneren Berhältnis der Neichögewalt zu ben Untertanen 3u geben.

&lt;) Die Zuftimmung bes Bundedratd und die Genehmigung bed Neichdtags inäbehondere.

Der Abgeordnete Lette, auf beflen Antrag von dem verfaljungbera-
tatenden Neichtage das Erfordernis der Genehmigung des Neichstag3
angenommen murde,5?) hatte im Reichstage gelegenilich eines zu Art. 50
RB. geitellten Amendement3 betr. Aufnahme eines Hinmeifes auf Art. 11
an 2. April 1867 erklärt:

„sm twwejentlichen ift nichts anderes mit meinem WUmendement
gemeint als das, was audy in ber preuß. Berfaffung bejtimmt ift.
Außerdem weift wohl jhon die Fafiung des Amenbement3 darauf Hin,
dab e3 nur um eine nachträgliche Genehmigung in den betrefrenden

Fällen zu tun ift, da es heißt: ‚Jur Sültigkeit bedarf e3 der Genchmi-
gung bes Neichstags.‘ Es ift eine andere Kaffung in bezug nuf den
Reicdhdtag gewählt al3 in bezug auf ben Bundesrat. cd} glaube, ich
fan das im Namen meiner politiichen Sreunde verjichern, daß ein
anderes durchaus nicht beabjichtigt ift, und daß man am menigiten
bie Erekutive in gedadjyter Beziehung hat genieren wollen. Manche
übrigens bon derartigen Verträgen werden zum Teil nur in da3 Ge-
biet ber Erelutive gehören und nicht einmal der Borlegung beim
Reichstag bedürfen. Soweit fie aber nah der Mortfaffung unjeres
Umendement3 in Verbindung mit Art. 4 der Genehmigung des Neicd)3-
tags bedürfen, würde e8 in den vorausgefegten Yällen genägen,
daß tie nadhträglid vorgelegt werben.”

Weitere Materialien jind zu Art. 11 nicht vorhanden.
Aus den Morten de Abg. Lette wird von verjchiedenen Schriftftellern

geidylofien, daß zivar nicht die Genehmigung de3 NReichätags, wohl aber
die Zujtimmung bes Bundesrat3 zum völferredhtlih gültigen Abjchluffe

62) ©. Nabandb II S. 136 Note 1 und ©. 146.
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bes Bertrags erforderlich jei.3) Schulze insbefondere unterjcheidet dayin,
dab materiell die Anftimmmung von jeiten der beiden Körperschaften gleich
wertig fei, formell aber eine Berfchiedenheit ftattfinde, welche durch Dir
Verfchtedenheit der Ausdrüde in Art. I1 angedeutet werde. Wir verhält
id; demgegenüber die Erklärung de3 Abg. Leite, daß mit feinem Anrn-
denient nichts anderes gemeint fei, al&amp; was aud) in der Preußifchen Ber-
faffung beftimmnt fei? Für dieje wurde aber oben jdyon dargelrgt, da
das Etaatsoberhaupt ohne die Kammern die Verträge völferrechtlich gültig
abjchlicht. Mit Necht weift Zaband 54) darauf hin, dag, mwernm zum gültigen
Abichluß des internationalen Rechtzgefdyäftes die Zuftimmung des Bundes-
rats DVorausjepung fei, in der Ratifilationsurkunde dieje Yuftinmmung De&gt;
glaubigt oder erwähnt werben müffe. Dies ift jedoch nad) der tarfächlichen
Uebung des Neid von Anbeginn nicht gejchehen.

Man möchte fomit verfucht jein, mangel3 eincs feftftehenden Sprad)
gebraucdhes die Worte „YZujtinnmung” und „Genehmigung” ald gleid)
inhaltlich anzufehen, und Die Berfchiedenartigfeit des Ausdruds Ilediglid)
aus der Zatfache, ba Abf. 3 nidyt aus einem Gufje geformt ift, abzuleiten;
die Verjchiedenartigfeit des Ausdruds3 würde fi) dann hödjitenfalls als
eine redaktionelle Entgleifung darftellen. Da aber die beiden verjchiedrien
Ausdrüde in einem und dbemijelben Supe genannt find, können wir, ganz
abgejehen von der Yeußerung des Abg. Lette, den Wedjjel des Ausdruds
nicht übergehen. $mmterhin verlangt die Reichsverfajjung mit Haren Worien
bereit3 „zum Abfchluffe” die Zujtimmung des Bundesrats, während bie
Genehmigung des Reichstags „zur Gültigkeit” vorgejchrieben wird. Wir
finden uns aus den Schwierigkeiten nur heraus, wenn mir in den beiden
Alten zwei zeitlid) getrennt liegende Enticjließungen annehmen. Der Ent-
Ihliegung des Bundesrats muß fidh die Reidhgregierung auf jeden Fail
vor ber Ratifilation des Vertrags vergemwiljern, und fie Tann dies im
jedem Stadium der Verhandlungen tun, ihn aljo bereits bei Einleirung
ber Verhandlungen zugiehen, obwohl hiezu eine Verpflichtung nicht vorliegt;
bgl. oben unter III, 1. Ihrer Vorlagepflidt dem Neicdystage gegenüber
genügt bie Negierung aber auch fchon dann, wenn fie den Vertrag nad)
ber Ratifilation vorlegt; vgl. die Erklärung des Ubg. Zelte.

Die Bevorzugung 5) des Bundestat3 ergibt ji) einmal aus feiner
Stellung als Souverän des Reichs, zum anderen aus der Möglichleit, Die
Beihlußfajjung des Bundesrats jederzeit herbeizuführen. „Die Einholung
der Zuflimmung vor ber Ratifikation ift aljo dem Bundesrate gegen-
über redytlihh begründete Pfliht, dem NReichstage gegenüber
politifd) begründete Notmwendigfeit, und e3 trägt bie Uebergehung
des Bunbesrat3 immer den Charakter einer PVerfaffungsmwibdrigkeit, die
Uebergehung des Reichstags den ganz anderen Charafter eines politifchen
Sehlgriffs, und biefen nur dann, wenn irgendmweldyer Anlah beitand, an
der zuftimmenden Haltung der Bolfsvertretung zu zimeifeln.’°°) Ciner
Abweichung von der Verfaffung würde fi) die Reichsleitung dem Reichd-
tage gegenüber erjt dann fehuldig machen, wenn fie fi) feiner Zujtimmun

2) Ygl. ThHubihdum ©.108 u. 127; v. Rönne Il ©4195; €. Meier
6.291; Schulze ©. 330; v. Sendel ©. 164; Proebft ©. 296.

s) ©. ©.149; vgl. auh Dambitfh ©. 297; Hierjfemenzel ©. 1351.
65) Vgl. bie Außerung bed MeichZlanzlers Fürft Bülow bei Dambitfdh

©. 301 unten.
86) Vgl. Graf zu Dohna.
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nicht vor ber Jnlraftfeßung des Bertrags, alfo vor Bornahne ver erjten
Erfüllungshandlung, vergemwiffert hätte 57) 59) Damit ft zugleich der Zeit»
punkt, bis zu dem die Genehmigung des Weidystags fpäteltens eingeholt
jen muB, feltgelegt.

d) Abftimmeuug im Bundbesratc.

Mährend hinjichtlich der Abftiminung zum riedenspertrag für den
Reichstag feine DBefonderheiten gelten, müjfen jolche für den Bundesrat
vermerkt werden.

Soweit durd) den Friedensvertrag Segenftände geregelt werden, bie
da3 Militärwejen, die Kriegsmarine und die im Art. 35 RB. bezeichneten
Abgaben betreffen, ift das in Art. 5 RB. genannte Einjprud;srecht Preu-
ben3 hier mwefjenlos, da die Ynitiative fowohl zur Eingehung des Bertrags
wie zur Beichlußfajjung im Bundesrat von Kaifer ausgeht, der fonjt mit
jih jelbft in Miderfprud) geraten müßte.

Da der Umfang de3 Bundesgebiets durd) Art. 1 RB. feftgelegt ift,
ftebt e8 feinem Gliedftaate frei, durd) bejonderen Vertrag mit dem Feinde
die Srenzen feines Gebiet3 zu verändern. jede Wenderung der Örenzen
deö Bundesgebicts, betrefje diefe nun einen Yurvach3 oder eine Abtretung,
bebarf vielmehr cined verfalfungändernden NeichSgejepes, das beim
Friedensvertrag durch die im Art. 11 beftimmte Korn erfegt wird. Die
Veränderung müßte nad Urt. 78 dann jchon als abgelchnt gelten, wenn
im Bunodesrate fi 14 Stimmen dagegen erklärten. Die Zuftimmung des
insbefondere von einer Gebietsabtretung betroffenen Staates ift hierzu
nidyt erforbderlid. Für EljaßsLothringen, über das nem Reiche unbeftritten
die Souveränität zusteht, ift dies jedenfalls außer HZweifel; diejelbe Neich3&gt;
gewalt, die e3 dem Heiche einverleibt hatte, Tann das Neich3land auch)
wieder abtreten, ohne Daß dieje3 hiergegen verfafiungsmäßige Rechte geltend
macen fönnte. Hinjihtlich der Gliedftaaten dagegen gehen die Anfichten
auseinander. Falld Das ganze Gebiet eines Gliedftaates abgetreten twerden
müßte, märe hiezu wohl die Zuftimmung aller Bundesgenoifen nötig. Fall3
nur ein Teil besjelben abzutreten wäre, müfjen alle diejenigen, die in dem
Deutihen Reiche keinen Bundesftaat, fondern einen Staatenbund erbliden,
und demgemäß dem Reiche eine Gebiet3hoheit abipredyen, ein Recht des
Neichd zur Abtretung ohne Einverftändnt3 des Staates, den }ie angeht,
aberfennen; von dem Standpunfte diejer Theorie betrachtet, gälte für
bad Reich der Saß: nemo plus iuris transferre potest quam ipse habet.5?)

Stellt man Jid) Dagegen auf den Standpunkt der von Yaband geprägten
herrichenden Lehre von dem bundesitaatlichen Charafter des Reich, ergibt
jich fein Nedjt zur Abtretung al3 Ausflug feiner Gebietshoheit. Hiebei ift
allerdings eine3 zu berüdjichtigen: Die Gliedftaaten Haben dem weiche
gegenüber gleihermaßen ein Recht auf Integrität, gegen melces da3 Reich
beiftoßen mürbe, mollte e3 gegen den Willen des einzelnen Bundesgenofien
jeine Rechte [hmälern. Allein jo unbefchränkt diefe Folgerung für Friedens-
zeiten gilt, bei einem Zriedensfdlufje ftchen die nterefjen des ganzen
Reichs auf dem Spiel. Hier muß der Einzelne da3 Opfer bringen; aud)
bringt er e8 nicht allein, jondern das Neth als Ganzes. Sehr treffend

er Mol. Sabanb II ©. 148.
6) Hambitfh ©. 2981.
&gt;) Bol. v. Seybel ©. 36f.
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bemerkt Laband, daß die gegenteilige Anficht jedem Einzelftaate das Nedyi
gäbe, in das eigene Unglüd den Ruin und den Untergang ded ganzen
Neiche3 hineinzuziehen.*o)

Aus denjelben Gründen muß man folgerichtig aud) ein Zuftimmumge-
recht der Einzeljtaaten gem. Art. 78 Abi. 2 RL. verneinen, falle durd)
den Friedensifchhluß Sonderredite, jura singulara, einzelner Staaten br-
rührt werden follten.e1)

Die Frage erjcheint im übrigen forwohl bezüglidy der Gcebiet3abtretung
wie der Sonderrechte von feiner praftiichen Bedeutung zu fein, da ivcder
das Feid) nod) ein YBundezitaat ji) freiwillig Hiezu verftchen würde. Der
Fall ift Doch nur bei einem übermädtigen Drude des Feindes möglich,
und dtejer würde cbenfojehr auf dem Neiche wie dem Einzelftaate laften;
die Zuftimmung wäre daher, auch wenn man fie verlangte, immer erziwit-
gen. Zn Uebereinftimmung Hiermit jagt Bluntfchli:6%)„Wird in eten
tsriedensjchlufle ein Teil des Etaatsgebiet3 abgetreten, jo gilt die YIb-
tretung aud) völferredhtlidy al3 rechtsgültig, wenngleich die Berfaffung de3
abtretenden Landes die Abtretung unterjagt, infofern der Staat feinen
Mideritand nicht fortjegt, jondern tatjächlich den Frieden vollzieht, und
Da3 Bölkerrehht erkennt den Bollzug als notwendig und dengemäß al3
rechtmäßig an, im nterejje der Beendigung des Krieges und der Ser-
ftellung des Friedens.”

IV. Der Friedensvertrag als Vertragsgejep.

Mir erinnern uns, daß der Kaijer das völterrecdhtlihe Rechtsgefcyäft
des Triebenspertrags abjdhließt und ratifiziert. E3 erhebt fich mm die Frage,
ob dieje Natififation nur für da3 VBöllerreht von Belang ft, oder ob fie
aud) ftaatsredjtlicde Bedeutung hat; in legterem Falle, mit weldyem ent=
Icheidenden Creignis die Bindung der Untertanen eintritt, oder ob diefe
nur burd) ein bejonderes Gejek erreicht werden fan. Der Vertrag für jid)
übt jedenfalls feine ftaatsrechtlihe Wirkjamfeit aus. Das inneritaatliche
Recht jegt der Staat burdy Gefeh. Hier tft der Vertrag als Redhtöquelle
ausgeichloffen, da er immer gleidyberechtigte Kontrahenten vorausjcht, der
Staat aber für die Reditzfegung nad) innen feine gleihberedjtigte Potenz
bat. Das Völkerrecht jest der Staat burd) Vertrag. Bier ift das Wefep als
Rechtsquelle ausgejchloffen, da e3 ftets einen Befehl der höheren Potenz
an die niedere enthält, die Staaten aber in ihren internationalen Beziehun&gt;
gen al3 gleichberedytigt erfcheinen.6%) Es fanr aber, wie in jedem anderen
Staatövertrage, jo audy im SFriedensvertrage, beutfcherfeit3 die Verpflidh-
tung zur Wufitellung neuer oder Aufhebung bzw. Nenderung vorhandener
Nechhtsjähe übernommen werden. “ge nad) dem Snhalt der Vereinbarungen
tann das Deutfhe Reich diefe Verpflichtung erfüllen entweder durd; Erlap
von Ausführungsgejegen bar. Verordnungen oder einfady in der Weife,
Daß ber Bertragstert verfündigt wird. Wann legterer Weg gemählt wird,
zeigt uns v. Gerber:6%) „Da ein Staat3vertrag gleich in jeiner urjprüng-

2 — u

0) Val. Labanb I ©. 116f., 200; II ©. 161; vgl. außerdem Proebft ©. 248;
©. Meyer $ 164 Anm. 13; Haenel ©. 545.

a) ad. U. Nabanb II E. 162; Arndt, Staatdredt ©. 713.
e2) 6 706 ©. 396.

“ Bol. Nippolb ©. 31.“) ©. 177.
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lichen Zafjung fo geftaltet fein kann, dat cr ber Form einer ge&gt; oder ver-
bietenden Norm der Staatsgeiwwalt entipricht, jo tft eg für die Erreichung
feines BZweds nicht mchr erforderlich, ihn erft in die Form ceigentlicher
(dejepe umzuwandeln.) Mit der Verkündigung des Bertrags tritt daum
auch die ftaatsrechtliche Pllicht der Untertanen zur Befolgung der darin
enthaltenen Necdtsnormen cin. Sniofern fpricht man von einen „Der--
transgefepe”; c3 betrifft lediglich das innere Verhältnis der Neichsgemalt
zu den llntertanen.

Es ift Das Berdienft von Hetlborn,*%) das Weien diefcs Sejepes etT=
kannt und Elargelegt zu haben. Nach ihm ft die VBorausfebung für jeine
Entftehung das YZuftandefonmmen des Bertrags felbft, wobei jid) die hervor-
ftechende Eigenart gegenüber Dem gewöhnlichen Grjege darin zeigt, daß
der Kaifer die Narifilation verweigern, damit alfo zugleich die Entftehung
de5 Bertragsgejeges verhindern kann, während er verpflichtet ift, Das ge-
wöhnliche nad) Art. 5 RB. befchlofiene Bcejeß auszufertigen. Das gavöhn-
liche Sejeb Fan auch gegen den Willen des Katfers zuftande fommen, dag
Bertragsgejeß dagegen mienals, da der auf Abrcying des völkerredhtlichen
Hechtsgejchäites gerichtete Wille Des Nailers zugleich einen Willen auf
Erlaß des Bertragsgeiches in ich Ichliept.

Für PBreupgen fan jedenfalls hierüber tein HYmeifcel beftehen, veil
dort der König Ichon für das guwöhttliche Gejek geießgebender Faktor ift
und bie Sauftion erteilt. Kir das Neid) Hat die NReichsverfajfung in Urt. 11
det Grundgedanlen des Urt. 48 der Breuß. Berf.ellrk. anerkannt. Wenn
man fchon den Bundesrat und Reichstag nur zum flaatscechtlichen Vollzug
des Vertrags mitwirken läßt, bann jest Doc die Zuftinmmung Daw. Bench
migung ben urjprünglichen Willen eines dritten Organs, eben des Maifers,
voraus. Einer muß der Mirkende, der Scaffende jein, von deifen
Entjchließung die Beichlupfaffungen der anderen Urgance abhängen. Der
vom Staifer im Bertrage feitgelegte Staatswille bildet zugleich die under=
rüdbare Grundlage für die Beichlüffe von Bundesrat und Neihstag. Man
kann doch nicht diejen 2illen mit dem Angenblide ausjchalten, two die
font aflein zur Sejeggebung berufenen Nörperichaiten fich mit dem Berrrage
befafjen. Xäre Dies beabfichtigt gevejen, fo hätre Abt, 3 eine andere Zafjung
erhalicn mütteh, etwa dahingehend: Zorveit die Verträge Wege:ntände Der
Jeichsgejengebung berreffen, bleibt die Wortchrift des Ihr. &gt; umeerührt.

2aband ST) muß jelbft änneitehen, daß der Matter an dent Juftande&gt;
fonnen des Wertragsgejepes einen größeren und telbftändigeren Unteil
als an anderen Seiegen habe. Denn die Vorlage eines Vertrags fönne nur
mit Eaiferlicher Genehmigung erfolgen und er könne den Abjchluß ves VBer-
trags und damit aud) die Wirkinmtleit de3 VBertragsgefebe3 Durch) VBermwei:
geriumg der Natifitation abwenden. Dan hat aljv der Naifer ein abfv-
lutes Veto gegenüber deni Vertragsgeieg. Gibt man diefes zu, muß man
auch den weiteren Schritt nicht jcheuen und den Waifer bein Bertrags-
gejeke als gejeggebenden Naftor neben Bundesrat und
Reichstag anerfennen. Dann tft e3 aud) nur der Waifer, ver Die
Sarftion erteilt. Tiefe Folgerung ergib: jid) aus der Erkenntnis, daß
der in dem Bertrage zun WYusdrud gelangte faiterlihe Wille fich nicht
ipalten läßt.

5) Bal. au Seligmann 9. 287.
6%) Ardiv XII €. 142.
5, Bd TI SE. 160 Mote 1.



Zorn 63) gibt in jeinem Staatsrechte feine frühere Anficht, Dak Die
Ratifilation eines Staatsvertrages der Sanftion eines Wejched glrichfiche,
auf und weijt in Webereinftimmung mit Zaband dem Bundesrate dir Auf-
gabe der Suankltionterung zu. Die MWiderlegung der Ausführungen Der
beiden Gelehrten Leje nran bei Hreilborn nad).

Die Theorie von der Sanftionierung des Bertragsgeieges durch deu
Kaijer wird weiterhin durd) die Analogie mit der formellen Nechtperord«-
nung, die gleichfalls materichles Recht erzeugt, eviwiejen.s?) Hier il Die
herricdhyende Lehre darüber einig, daf das Wect zum KExlafje derartiger
Berordnungen dem Naijer, Bundesrat, NReichsfanzler oder einer fonfligen
Reihsbchörde durch bejonderes Weichsgefep delegiert werden fan. Wir
behaupten nun, daß beim VBertragsgejege diefe Befugnis dem Naifer durd)
das vornehmjte Meichsgeieg, näntlidy die Vteichsperfaffung felbjt, allgemein
verliehen it. Wie bei der Nccdtsverordnung in vielen Fällen die Berord
nungsbefugnis mit Vorbehalt der nadyträglichen Genehmigung des Neid)s-
tags oder der Zuftinumung des Bundestats delegiert worden ift,?®) jo ft
beim PBertragsgejep ein Vorbehalt zugunften des YBundesrats und Meichs-
tags gemadt. Der mit der Delegation verbundene Zivcd ift beim Bertrags-
gejeb und bei der Rechtsverordnung derjelbe. Es joll damit erreicht werden,
daß Dritten gegenüber das Neid) jeinen Willen durch fein zur VBertreiung
befugtes Trgan erklären kann, und daß die ganze Frage, od Die Yuflim-
mung des Bundesrats umd Neichstags erteilt worden it, eine innere An
gelegenheit des Reichs bleibt.”!) Es ift daher nicht angängig, dem Sprad)-
gebraudye zuwider der in Art. 11 geforderten Juftimmung bzw. Genehmi-
gung einen andern ‚Inhalt zu geben, al3 der fonjtigen Yujtimmung zu
Berordnungen. U. U. it Laband a. a. TC. auf Grund jeiner Berneinung
der Sanftionierung des Bertragsgejeßes burd) den Kaijer. Seine Argu-
mentation geht aber a posteriori au, während wir es für richtiger halten,
zunädjit die Grundlagen zu erörtern, um hierauf unjere Sclüffe aufzu-
bauen. Bon unjerem Standpunkte aus müffen daher für NRedtsverorönuug
und Bertragsgejep diefelben Negeln gelten, die uns zudem über manche
Scmierigleiten binweghelfen, mit denen die herrichende Lehre auf Grund
ihrer gefünjtelten Konftruktion der Sanktionierung dburd) den Bundesrat
zu Tänpfen hat:

1. Der Jhalt fowohl der Nedytsverordnung wie des Vertragsgefehes wird
durd) den SKaijer fetgeftellt derart, daß Bundesrat und Reichstag auf
die Entjtehung teinen Einfluß haben. Sie können daher nur piuce
zujtinmmen bzw. genehmigen, d. h. entiveder ohne Einfchränlungen und
Abänderungen annchmen ober im ganzen ablehnen. Gem. $ 150
BEIDB., der eine aus dem allgemeinen Nedytsenpfinden entftandene
Korn enthält, wäre eine Genehmigung unter Abänderungen als
Ablehnung, verbunden mit einem neuen Antrage anzujehen. Die gegen-
teilige Anjicht würde aljo dem Bundesrat und Reichstag die Jnitiative
einräumen; bieje fteht aber bei Verträgen unbeftritien ausfchlichlid)
dein Naijer zu.7?) Laband,'3) der bei NRechtsverordnungen denjelben
3 E. H0b.
6, Pieje Begründung ift, joweit toir überbliden, bislang in der Literatur noc)

nicht aufgeitellt worben.
°o, Bgl. bie Beifpiele bei Labanb I S. 98 Note 2 und 1 S. 302 Mote 2.
1) €. Labanb I ©. 302 oben.
2) Vgl. Dambirtfh -. 299 300.
1 I 5. 303 Note 1 und II &lt;S. 159.
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Standpunkt vertritt, muß ihn in folgerichtiger Durchführung jeiner
Lehre, die aud) das Bertragsgejeg nur durch die übereinftunmenden
Beichlüffe von Bundesrat und Weichdtag cutftchen läßt, abändern,
indem er das Necht der Amendterung zwar de facto, aber nicht de sure
befcyränft; c3 Liegt hierin in tatfächlicher Beziehung ein Jugeftändnis
unserer Anficht.

x. Sn weiterer TFolgerung feiner Xehre jchließt Yaband a. a. T., daß der
die Genehmigung ausjprechende Berdlup des Reichstags nad) Art. 7
MB. nochmals dem Bundestate zur Bejchlußfaftung zugehen mülfe,
ud daß diejer zivette Bejchluß die Santtion, d. h. Die Austattung des
Selepentwurfs mit DVefehlskraft enthalte Wir können aber von un:
jern Standpunkte aus wicht jehen, was der Yundestar auf Die ziveite
Vorlage Hin überhaupt nod) zu beichlichen hätte. Bet der Eniftehung
des gewöhnlichen Sejepes hat der Bundesrat wohl die Möglichkeit,
noch Wenderungen an dem Gejchentivurfe vorzunehmen und ihn zur
abermaligen Befchlußfafiniig dem Neicdhstage zugehen zu laffen. Beim
Vertragsgejeke aber, deffen inhalt allein der Maifer feitftellt, it Dies
ausgejchloffen. Urt. 7 RB. findet daher hier ebenfowenig Aruvendung,
wie in dem anderen alle, Daß zu einer Berordnung dvs Maiferz,
für melde die Genchmigung des Weicdhstags vorbehalten ift, Diele
Genehmigung erteilt worden ift.
Pie bei der Fatjerlichen Berordnung,°t)fo erteilt audy bei dem
Bertragsgefege der MRaijer die Sanltion. ES gefchieht dies durdy Unter:
zeichnung dee BVertragsurfunde. Juden der Natier den Willen zur
Bollendung des völferrechtlichen Rechtsgejchäfts faß:, gibt er zugleid)
den Willen kund, die im Bertrage übernommenen Berpflichtungen
de3 Keichs zur Erfüllung des Vertrags zur Ausführung zu bringen.
Streng genommen wäre eine doppelte Unterzeichnung der Urkunde
erforberlid, nämlid) für das völlerredhtlicdhe Kechtsgeihäft und Das
Bertragsgejeß. Daß dies in der Praris des Neicys unterbleibt, ijt
zivar fehlerhaft, Doch kein Gegenbemweis gegen die Annahme des Ver
tragsgeleges.

Aus der zugleich jtaatsredhtlicyen Bedeutung der Unterzeichnung
folgt zugleidy die Pflicht des Reidh3fanzlers zur Gegenzeichnung (f. aud)
bezügl. des völferrechtlichen NRedtsgejhäftes unter Il, I). Während
der Naijer bis zur Nattjilation immer noch von jeinen Qetvrechte &amp;e-
braud) madyen Tan, hat er tich dDiejes Yicchtes begeben mit dem Nugen-
blide, in dem er ji dem Auslande gegenüber zur jtaatsrechtlichen
Erfüllung des Bertrag3 verpflichtet hat. Nunmehr muß er da3 Ber-
tragsgejeg verlündigen. ‚zür daS internationale Nechtsgeichäft be-
stehen hiefür feine Zorjchrijten. Allein da in der Verfündigung des
völferrechtlichen NRedytsgeichäfts zugleid) die Verkündigung des Per-
tragsgeieges liegt, muß man die Verkündigung im Neichsygefep-
blatte verlangen, falls ber Friedensvertrag Necdhytsnormen enthält.
Eelbjt, wenn man Art. 2 RB. nur auf die formellen Gejeße bezieht,?5)
trifft Dies zu. Denn das Vertragsgefep tt ebenjo, wie eine nad) Art. 5
zuftande getommene Vorjchrift, ein formelles Neidysgefeg. Daß für jein
Entftehen eine Sondervorfcdritt befteht, ändert an feinen Charakter nichts.

“4% Bgl. Kabanb Il S. 9.
»», Nie Tambitjch ©. 303 unb bie Dort angejührte Literatur.
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4. Falle der Friedensvertrag, wie Dies zumeift vorkommen wird, außer
der Tereinbarung von ftaatsrechtlichen Verpflichtungen auch PBereine
barungen eitthält, Div die Jreie Bermpaltmigsfphäre betreffen, fo Tönnen
nur erftere materielle Nechtsfraft erlangen.) Nur auf jie Tann fich
daher das Bertragsgefeß beziehen.

3. Die in Friedensvertrage enthaltenen Redt3vorfchriften werden, fefern
nicht ein anderer Anfangsiermin beftinumt ift, wirffam mit den 14. Tage
nah Ablauf des Tages, an welchem das betreffende Stüdf Dis Neichs-
gefehblattes in Berlin ausgegeben worden ift; vgl. Art. ZB. Sofern
ei: bejtimmter YUnfangstermin vereinbart ift, muß die Neichsleitung
für verpflichtet erachter werden, alles zu tun, daß das Vrrtragsacjeß
gleichfalls in Wirkfamteit treten fann, insbeionbere das Kinverftinditie
pon Bundesrat und Reichstag rechtzeitig herbeizuführen amd für die
Berfündigung zu jorgen.

6. Dte formelle Rechtskraft de5 PVertragsgejebes zeigt fich darit, Daß
e3 nur auf demjelben Wege, auf dem es zuftande gefummen ift, tuicder
aufgehoben werden fan. “zalls es Daher aus ftaatsrechtlidden Gründen
angezeigt erjcheint, einzelne Nechtsnormen des Friedensvertrag3 auf-
zubeben oder zu äudern, it Hieau ein Yufannenwirken des Kaijers,
Bundesrat3 und Neichstags erforderlidh. An übrigen gilt cin sries
densvertrag al3 auf Avige Fetten geichloffen. Den Watier ftcht aber
das Nedyt zu, aus völferrechtlichen Gründen vinzelue Vertrags:
bejtimnmungen zu fümdigen oder gar den Vertrag Durd) erneute Siriegs
erlärung aufzuheben. Er ijt Hieszu bei Nidyterfüllung des Vertrags,
Die zu Neprefialien des Keich3 zwingen fam, nah Abj. 1 des Ari. 11
beresftigt,; zur Erflärung des Itrieges tt er im afle des %bi. 2 Ddaj.
an die Zujtinnmng des Bundesrats gebunden. Bei allen aus völfer-
rechtlichen Gründen zu erqreifenden Maßpnchmen it ietenjall3 Be--
teiligung des Neichstags nirgends erforderlich.)
Die nach obigem für das Bertragsgejeh md die Niechtsperordnung ge-

meinjameit Folgeläße würden nach Laband ohne weiteres voll als richtig
anerfannt werden, wenn die Negelung der in Bertrage enthaltenen Recht3-
normen dem SKlatler Durd) befonderes Neicdhägeley übertragen wäre. Eine
derartige Delegation würde aber nur die Jujtimnumg des Bundesrats oder
die Scichmigung des Reichstags oder beides wegfallen laifen, aliv vine
einfachere 7gorn für die Entjtehung des Staatäwillens jihaffen Wir jeben
alfo den Unterschied zwischen der befonderen Delegation und der allgemeinen
durd) die Reidysperfafiung Jelbit erteilten Delegation Tedigfidy in der Ve
ftimmung der zur Entjtehung der Redtsnorm mitwirkenden Neichsorganr.
Die Grundlage felbft, dem Natter Bizbei den enticeidenden Yrteil zuzu:
mweilen, ift hier mie dort wneerändert diejelbe.

u

C. Schluß:
Grgebnit.

Aus der obigen Darjtellung können wir das gewonnene Ergebnis furz
zufammenfaffen: Der fsriedenspertrag hat eine Doppelte Natur. Somritt er
lediglich die Einftellung der Yeindfeligleiten betrifft, ftellt er einen Ausflug

°%: Bgl. Seligmann ©. 210f.
U Bel. Rabanb II S. 166; Tambitiih E. 305 und Heilbornaav.
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der in die Hand des Natjers gelegten oberften Kommandogewalt dar; m
Diefer Beziehung find der Taiferlichen Gewalt keine Schranfen gezogen, jo
daß eine Mitwirfung der gejekgebenden Nörperfchaften Hier völlig aus-
fiheidet. Soweit aber Durd) den Friedensvertrag Vereinbarungen der Völker
über ihre Necdhtsbezichungen zueinander nach dem Nvicge getroffen werden,
(fl der Friedensvertrag jedem anderen Bertrage gleichgeflellt. Dev Maifer
allein ift zum völferrechtlich gültigen Abrchluffe des Fricdensvertrags legt:
timmiert und ratifizgiert ihn. Die Mitwirkung der gejeßgebenden Mörper:
ichaften, als welche beim fricdengvertrag, der der ausjchliehlichen Zu-
ftändigfeit des Reichs unterfteht, mir die Organe des Reichs, nicht aud) der
SHliedftanten, in Betracht kommen, tritt nad) aupen bin niemals n Die
Erfcheinung. Tas Einverftändns des Yundesrats und Reidistags ijt ver-
fafiungsgemäß tur im Berhältmis dev Meihsgeivalt zu den Untertanen
und nur dann erforderlich, wenn und joweit der Befehl an die Untertanen
zuc Befolgung der im VBertrage vereinbarten Ntechtsnornen — abgeichen
von der vertraglichen Negelung — nur in der Form eines NReid’s;jejches
erlatfen werden Tann. Die Zufiimmung des Bimdesrats ift bereit vor der
Ratifilation des Vertrags einzuholen, die Benehmigung des Reicysings fann
and) nachträgli:h, jpäteltens jedoch vor Der Sufrajtieuung des VBer:rags,
herbeigeführt werden. Die Neichsleitung tvürde Jich einer Berfajlungsper-
legung jehuldig machen, falls tie das Einverftändins nicht Di3 zu den be&gt;
zeichneten Zeitpunkten eingeholt Hätte. Bei der Abjtimmumng um Wirndes-
rate findet Mr. 5 Abf. 2 RB. vorliegend keine YUnwvendung und rt. 78
Abj. 2 daj. erfährt injojern eine Moviftfation, als da3 YZuftinnnungsredit
des beredhtigten Bundesftaates bei einem ingriff in die Mitgliedjchaftzs-
rechte, — wie 3. DB. bei Abtretung von Gebierstelen — jorwie bei Abärnde-
tung der jura singularn ausgeichaltet ift.

Der Kaijer hat hiyichtlich des endgültigen Abichlufies des “Friedens
vertrags ein abjolutes Bto. Da mirhin jern Wille für die Entjtehung
des völferrechtlihen Rechtsgeichäfts den Ausjchlag gib:, niit der Unter-
zeichnung der Wrkumde gleichzeitig aber auch die Verpflichtung des Reich
zut Ausführung des im Bertrage gegebenen Erjüllungsverjprechens ein
tritt, hat die Unterzeidynung durdy den Kaijer zugleich jtaatsrechtliche Be
deutung. In Verbindung mit der Zuftimmung des Bundesrats und Neid)3e
tag3, die nur pure erteilt oder verweigert werden fann, erläßt daher der
Kaijer ein Gefek, das jogenannte Vertragsgejeß, das als bejondere Garung
von Gejeg, gleihberechtigt in forinefler und materieller Bezichung, neben
dem gewöhnlichen, nad) Art. 5 zuftande gelommenen Gejege fteht. Die
Eigenjchaft des Kaifers als gefengebender Tyaktor beim Pertragsgefepe er-
gibt jid) ferner aus der Vergleichung mit der Rechtsverordnung; jein Necht
beruht auf einer allgemeinen Delegation durch die Reidysperjajjung. Der
Kaifer fanktioniert demnady das Bertragsgeieß und feht e3 in Sraft. Yur
Aufhebung der darin enthaltenen Redytänormen aus jtaatstechtlichen Brün-
den ift der Kailer nur mit Einveritändnis des Bundesrat und Reidystags
befugt. Beim Borliegen völlerrechtlidyer Gründe ergibt jich jeine Derech-
tigung aus Abf. 1 und 2 des Art. 11 NR.



Nachtrag.

Borliegende Arbeit, zu der ich von Brofellor Dr. Freudenthal in
Srankfurt a. M. dankeusiwerte Anregung erhalten hatte, ift im Perbit
borigen „jahres entftanden; die Verhandlungen von Litauiich-Breft ind
nacdhträglid, berüdfichtigt worben. Unterdeffen trat in der inneren Politil
des Deutfchen Reiches mit wachjendem Erfolge da Beftreben nach Parla-
mentarifierung der Neidjsleitung hervor. Die durd) die Macht der Creig-
niffe zu falfenden Entfchlüffe waren zu folgenjchwer, als daß der Maifer
mit ben von ihm beruienen Ratgebern allein die jchiwere Bürde der Ber-
antivortung hätte tragen können und wollen. Sein Wille war c3 Daher,
daß jein tapferes Volk, das die Leiden des Krieges in vorbildlicher Weile
heldenhaft ertragen hatte, aud) an der Regierung im vermehrten Umfange
folle teilnehmen können. Von der Ermeiterung der Ned)te des Volkes bei
ber Geftaltung der inneren Bolitif bis zu einer Erweiterung jeiner Rechte
auch in Beziehung auf die auswärtige Politik war nur ein fleiner Schritt.
dem aufmerfjamen Beobachter de3 Zeitgeiftes brachte daher das Jteiche-
geieg vom 28. Dftober 1918 feine Überrajchung. Hiedurd ift unter Ab-
änderung bes Art. 11 RB. die Mitwirkung des Bundesrars und Reichstags
an ber Entjcheidung über Krieg und Frieden unzweideutig ausgebrüdt
worden. Was in vorftehender Abhandlung lediglich jür das Verhältnis de3
Staates zu ben Untertanen zur Ausjtattung des in bem sriebenspertrage
enthaltenen Bertragsgefeges mit Befehlsgemalt als richtig erfannt worden
ift, gilt nunmehr auch für den Abfchluß des völlerredhtlicdyen Vertrages
felbft. Zu ihm muß tünftighin die erfolgte Zuftimmung ber gefepgebenden
Körperfchaften, die neben dem Staifer Die Vertragspartei auf deutjcher Seite
bilden, al3 Vorausfegung fir die Wirkjamteit des Vertrages ausbrüdlid)
aufgenommen merden.

Der Rechtsatt der Kinjtellung ber Feindjeligleiten — das Wort
„Stiedensfchluß” im engeren Sinne aufgefaßt — liegt immerhin nach wie
vor allein in ber Hand des Kaifers, dejjen auf dem Art. 63 fußenbe Rechte
unangetajtet geblieben find. Die Anderung erjapt ausjchlieglich nur ben
Friedensvertrag in feiner Eigenfchaft als Staatövertrag. Sie hat aber für
denjenigen, der fich auf den Standpunkt der vorliegenden Abhandlung ftellt,
mehr oder minder rein formale Bedeutung. Denn, wie wir auf S. 7 und
17 ausgeführt haben, wäre aud) ohne Anderwig de3 Art. 11 der Abfchluß
eines YJriedensvertrag3 lediglich durch die faiferliche Gewalt, ohne daß jid}
bieje vorher des Einverjtändnijjes von Bundesrat und Reich3tag verjichert
hätte, in unferem neuzeitfihen Staat3leben undenkbar germejen. Ob nn
biefes Cinverjtändnis zum Beftandteil des Wertrags erhoben oder ber
Außenwelt gegenüber gemwiffermaßen nod) verborgen gehalten wird, ift für
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das tatjächliche Einvernehmen zwwiichen dem Statjer und dent geiegaqebenden
wWörperfchaften Delanglos. Für Die vielfad) vertretene und von ms be=
fänpjte Anftafjung, als ob das Necht zum Abjchluß des Friedensprrtrages
in die ausschließliche Prärogative des Naifers falle, ift jedenfalls fein
ann mehr, injofern tt von unjeren Standpunkte aus die VBerfatfungg-
änderung nur zu begrüßen.

And) die alten Streitfragen, weldhhe Bedeutung der Yujtinmung Des
Bundesrats und der Genchmigung des Neichstags aufonmme, find für den
Friedensvertrag vudgültig erledigt; die beiden Nörperichaften jtehen nun=
mehr in diefer Bezichung als gleidyuichtige Faktoren nebeneinander.

Unjere Ausführungen in dem Abjchnitt über Abftunmung tm Yindes-
vate behalten weiterhin ihre Gültigkeit, während die über das Bertragagejeß
einer Einschränkung bedürfen. :Jivar bleibt der Naifer Hier nad) wir vor
netehnebender Falter neben Bundesrat und Weichstag und vrteilt Die
Santktion, anc) ft ihm bis zur Natififation fern Betorecht erhalten, weil er
font zu einem Ausführungsorgan des Bundesrats und Reidystags herab-
gewürdigt würde, wozu Die Sejetesitelle Feinerlct Anhalt bietet. Der Daß
unter IV Hff. 1, daß die beiden Leptgenannten auf die Entftchung bes
Bertragsgefepes feinen Einfluß hätten, kann jedoch heute nicht mehr auf-
geftellt werden. Die Zuftinemung der beiden tft von num an wefentliches
Crfordernis wie in formelfer, fo aud) materieller Hinficht, jo zivar, daß
Der Kaifer wohl die Beicdylüjje von Bundesrat und Keichstag ablehnen,
nicmals aber ohne dieje Yuftimmung den Friedensvertrag vatifizieren und
janftionieren Tann.

Eine Kündigung des Friedensvertrages ausjdhlieglid) aus dem Rechte
des Kaifers läßt ji) mit der neuen Jalfung des Art. 11 nicht mehr ver-
einbaren; denn einmal it es nicht mehr ber Faiferlihe Wille allein, der
beim Abfhhluß des Friedenspertrags nad) außen Hin in die Erjcheinung
tritt, zum anderen bedürfte der Kaifer fünftighin in jedem TFalle zur Wrieg-

hafm wiederum der Zujtimmung der beiden gefeßgebenden Nörper-Ichaften.
Man könnte verfucht fein zu jagen, die Anderung bes rt. 11 habe

der vorliegenden Arbeit zu einem erheblichen Teile den Boden entzogen.
Allein als ein Beitrag zur Auslegung diefer Gejegesjtelle wird ie aud)
fünftig Würdigung finden können, zumal die aus ihr gezogenen Schlüjje
fich nicht auf den Tsriedensvertrag befchränten, fondern allgemein nuf jeden
Staatävertrag, zu deffen Snfrafttreten nad) Ab. 3 daj. die Mitwirkung
Fran Bundesrat und Neidystag erforderlich ift, gleidermaßen Anmenbung den.

Ende Sftober 1918. Der Verfaffer.



Lebenslauf.

Geboren am 19. Auguft 1878 zu Überlingen am Bodenjee als
der Sohn des Großh. Bad. Notar Karl Ludwig Ciermann und feiner
Ehefrau Eva geb. Sommer, evangeliic, erhielt idy die Humanijtifche
Gummaiinlaussildung in Pforzheim mud Briuchfal.

In Herbjite 1898 bezog ich mit den NReifezengnis fchteren
Synmajms Die Ummerjirät Heidelberg und ftudierte dort dom
Ninterjemefter 1898/99 His einichlieglich Sonmmnerfenefter 1902 die
NRedhtö- und Staatsiwijlenjchaften.

Tad) beftandener erfter jurijtiicher Staatsprüfung war ich vom
Dezember 1902 bis Scptember 1906 bei verjchiedenen &amp;erichts- und
Berwaltungsbehörden des Großherzugtums Baden als Nehtspralti-
fant tätig.

In Noveniber 1906 bejtand ich die ziveite jurijtiiche Staats-
prüfung. Hierauf widmete ic) mich der Höheren Militärperwaltungs-
Saufbahn und wurde in diejer am 21. Mai 1907 zum eratsmäßigen
Militärintendantur-Affejjor, durch; A... vom 4. Oftober 1912
zum Militärintendantur-Rat ernannt.
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